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Ueber die Concorrenz der Privaten, der Gemeinden und des 
Staats bei der Armenversorgung. 



Von S c b ä z. 



Es ist sowohl in der Theorie als in der Praxis eine noch 
keineswegs zum Abschluss gebrachte Frage, welche Stellung 
insbesondere der Staat bei der Armenpflege einnehmen soll? 

Soll er die Armenversorgung als eine moralische und 
religiöse Verpflichtung lediglich der Prival-Wohlthätigkeit 
und der kirchlichen Fürsorge überlassen? Oder soll sie 
vielmehr ganz als eine Zwangsverpflichtung der bürgerlichen 
Gesellschaft erklärt, durch Staatsgeselze geregelt, und durch die 
bürgerlichen Behörden vollzogen werden? Oder sollen für 
gewisse Kategorien von Hülfsbedürftigen z. B. für arme 
und verlassene Kinder, für Kranke, sowie für Zeiten allgemeiner 
und ausserordentlicher Bedrängniss g e s e t z 1 i ch Vorkehrungen 
getroffen werden, während regelmässig die Armenunter- 
stülzung der freien Privalmildlhäligkeit überlassen bleibt? 

Oder soll in allen Fällen der Nolh die bürgerliche Ge- 
sellschaft wenigstens subsidiär ins Mittel treten ? Wenn die 
bürgerliche Gesellschaft die bedingte oder subsidiäre Verpflich- 
tung der Armcnunterslülzung anerkennt, soll der politischen 
Gemeinde die Versorgung ihrer Angehörigen gesetzlich auf- 
erlegt, oder soll sie ganz oder theilweise grösseren Bezirken 
zugewiesen werden? 

Soll bei Ueberweisung der Armenlasten auf die 
Gemeinden oder die Bezirke die Verwaltung des Armen- 
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Wesens mehr oder weniger central isirt und von der Staats- 
gewalt geregelt und geleitet werden? Oder soll die Armen- 
versorgung den kleineren Kreisen des Staats ganz abgenommen 
und auf den Staat übertragen, und der Aufwand auf die 
Armenpflege durch allgemeine Besteuerung aufgebracht 
werden ? Oder endlich sollen mit der Privatwohlthätigkeit Ge- 
meinden, Bezirke und Staat gemeinschaftlich concurriren, und in 
welcher Weise soll dieses Verhältniss geregelt werden? 

Indem wir in dem Folgenden diese Fi'agen einer Erörterung 
unterwerfen werden, sind wir uns wohl bewussl, sie nicht zu 
einem endgültigen Abschluss zu bringen ; aber wir hoffen we- 
nigstens, das Nachdenken über den besonders in unserer Zeit 
so wichtigen Gegenstand aufs Neue anzuregen, und einen Bei- 
trag zur Lösung der schwierigen Aufgabe zu liefern. 

I. Soll die Armenpflege ganz der freien Mildthätig- 
keit der Privaten und der kirchlichen Für- 
sorge überlassen, oder soll sie durch Zwangs- 
gesetze geregelt und durch die bürgerlichen 
Behörden vollzogen werden? 

In den drei ersten Jahrhunderten des Christenthums, ehe die 
christliche Religion zur Staatsreligion erhoben wurde, war bekanntlich 
die Armenpflege lediglich ein Ausfluss der freien Mildthätigkeit der 
Christen untereinander, und die Sammlung und Vertheilung der nicht- 
unmittelbar gereichten Gaben geschah durch die Vermittelung der Bi- 
schöffe, der Diaconen und Diaconissen. Im Tempel und auf dem 
Altare sammelten sich in Geld und Naturalien die Opfer der 
Gläubigen, und in gemeins«men Mahlen, in häuslicher Pflege der 
Armen und Kranken, in Unterstützung der Fremden, der Ver- 
lassenen und Gefangenen wurden Gaben und Dienste den Be- 
dürftigen zu Theil. 

Die reichliche und hingebende Fürsorge der ersten Christen 
für ihre armen und bedrängten Brüder war ein leuchtender Zug 
der christlichen Gemeinden, ein mächtiges Werkzeug zur Ver- 
breitung der christlichen Lehre, ein Wahrzeichen, vor dem selbst 
die feindlichen heidnischen Kaiser erröthelen. 

Mit der Erhebung des Christenthums zur Staatsreligion und 

Zeitsclir. für SUaUvr. i&52. 4> Heft. 41 
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der Ausbildung der Kirchengewalt verschwand allerdings in 
mehrfachen Beziehungen der ursprüngliche einfache Charakter 
der Armenpflege. 

Die Kirche empfing eine reiche Ausstattung in welllichen 
Gütern vom Staate und in dem ihr zum Unterhalt des Clerus, 
der Kirchengebäude und der Armuth eingeräumten Zeh ent- 
recht bezog sie zugleich eine beträchtliche Armensleuer '). 

Ueberdiess entzündete die Lehre, „dass Almosen die Sünde 
vertilge, wie Wasser das Feuer", bei Hohen und Niederen, bei 
Fürsten und Adel, bei Privaten und Körperschaften einen heiligen 
Eifer und führte in Stiftungen und periodischen Gaben der Kirche 
grosse Reichthümer zu. 

Sie erlangte hiemit selbst eine Fülle von Mitteln, um der Noth 
und Armuth zu steuern, errichtete grossartige Kranken- und 
Armenanslallen, vertheilte durch ihre BischölTe und Klöster reiche 
Spenden. Sie sprach aber auch in ihren Concilienschlüssen die 
Verpflichtung der Gemeinden'^} aus , ihre Armen zu unter- 
halten, und Anstalten für Arme und Kranke zu gründen; nahm 
die Leitung und Beaufsichtigung derselben mit Staatsgenehmigung 
in ihre Hände. 

Die Auff'orderung der Kirche an die Gemeinden zur Ver- 
sorgung ihrer verarmten Glieder wurde in früherer ') und 
späterer *} Zeit wenigstens durch allgemeine Aussprüche der 
Staatsgewalt unterstützt, „weil es den christlichen Sitten 
widerspreche, dass Jemand aus Hunger zu Grunde gehe 
oder zum Kindsmord oder einer sonstigen unwürdigen Handlung 
aus Mangel an dem Noth wendigsten hingerissen werde." Auch 
den weltlichen Vasallen der Krone w«rde die Verpflichtung auf- 
erlegt, für ihre Gutsunterthanen im Nothfall zu sorgen. 



1) Nach den Concilienschlüssen sollte bald V*. bald ein '/s <'*'' Erträge 
des Kirchenzehenten der Armutli zugewendet werden, in der Regel V^- 
Richter, Kircbenrecht. 2. Aufl. 1844. §. 293. 

2) Schon das zweite Concil von Tours 567 spricht die Verflichtung 
jeder Gemeinde aus, die unter ihr wohnenden Armen nach dem Maas se 
ihrer Mittel zu unterstützen. 

3) Cod. Theodos. XI. 27. 1. 2. 

4) Capitul. Karls d. Gr. von 806. Suos paoperes quaeque civitas alito. 
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Aber Irolz der auf dem Besitz geisllicher und vvellliclier 
Kronlehen und auf dem Zehentrecht ruhenden Verpflichtung, für 
Linderung der Armuth zu sorgen, und trotz der kirchlichen von 
den Geboten der welllichen Gewalt begleiteten Einschärfung der 
Pflicht der Armenpflege behielt dieselbe doch durch das ganze Mit- 
telalter hindurch in der Hauptsache den Charakter der freien Wobl- 
thäligkeit; es gab, abgesehen von dem Zehenten, keine von der 
Staatsgewalt eingetriebene Armensteuer, kein gesetzli- 
ches Recht der Armen auf öfl'eniliche Unterstützung; mochten 
auch die Kirchenväter in einem an die heutigen Lehren des 
Socialismus und Communismus streifenden Geiste die Rechte der 
Armen und die Pflicht des Almosengebens predigen. 

Im Hinblick auf diese geschichtlichen Vorgänge und auf die 
Armenlasten, welche unter dem heutigen Systeme der weltlichen 
Zwangsarmenpflege die Kräfte der Gemeinden und Staaten 
zu übersteigen drohen , wenn sie in der bisherigen Progres- 
sion fortschreiten würden '), entsteht mit Recht die Frage, 

1) Englische Arinenlasten : 

1. jährliche Beiträge aus Localstiftungen 1,200,000 Pfd. St. 
Das Einkommen fliesst aus 442,915 Acres 

Land und 5—6 Alill. Pfd. ölTentl. Fonds. 

2. jährliche Revenuen der Hospitäler und 

ähnlicher Institute cc. 2,000,000 Pfd. St. 

3. Unterstützungen nach dem Armengeselze 

18*8/40 durchschnittlich im Jahr 5,789,883 Pfd. St. 

Zusammen, abgesehen von der Privatwohlthätigkeit, cc. 9 Mill. Pfd. St. oder 
108 Mill. Gulden. Von 1748—1848 hat sich die Bewölkenmg ungefähr ver- 
dreifacht, die gesetzliche Unterstützung mehr als verachtfacht; auf 
den Kopf der Bevölkerung traf eine Steuer von cc. 2 Sh. , jetzt cc. 6 Sh., 
in vielen ausgedehnten Districten 10 Sh. 

Von 17 Mill. Menschen werden nach dem Gesetz im Ganzen beständig 
unterstützt 1 Mill. M. Die GesammtzabI der unterstützten Individuen ist 
cc. 3 Mill. Davon ungefähr 

300,000 in Werkhäusern, 
2,700,000 ausser dem Werkh. 
Unter der Million fortwährend unterstützter 

Armen sind 600-650,000 Erwachsene 

und 350—400,000 Kinder, 
und von den Erwachsenen sind es cc. 300,000 Gesunde , welche jährlich 
kürzere oder längere Zeit unterstützt werden. In London allein berechnet 

41* 
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ob wir nicht zurückkehren sollten zu dem allen Systeme der 
freien Mildlhätigkeit mit Aufhebung alles gesetzlichen Rechts 
der Armen auf öffentliche UnterslUtzung. 

Für die Bejahung dieser Frage sprechen gewichtige Gründe. 

Wenn das Gesetz jedem Bürger ein Recht auf öffentliche 
Unterstützung im Falle der Noth einräumt, so wird dieses Gesetz 
selbst eine unversiegliche Quelle der Verarmung; es schwächt 
bei der grossen Masse den Fleiss, die Vorsicht, die Sparsamkeit; 
wird die Ursache der Trägheit, der Unvorsichtigkeit, der Ver- 
schwendung, der Vernachlässigung elterlicher und kindlicher 
Pflichten; die Bemühung, Arbeit und Verdienst zu erhalten, 
erlahmt, die Arbeit wird muthwillig verlassen; frühes und un- 
vorsichtiges Heirathen begünstigt, das Einlegen in Sparkassen 
gehemmt, Kinder werden sorglos in die Welt gesetzt, und Weib 
und Kind, Vater und Mutter dem Elend und der öffentlichen 
Fürsorge preisgegeben. Das Recht auf öffentliche Unterstützung 
vernichtet alle Scham, auf Kosten anderer zu leben, verwan- 
delt das Bitten um Almosen in ein freches Fordern, den Dank 
in Undank und Hohn, löst die sittlichen Beziehungen zwischen 
Gebern und Empfängern auf. Kurz das Recht auf Unterstützung 
führt durch sittliche Verschlechterung der unteren 



man die Zahl der gesetzlich und in Hospitälern und andern Wohlthätigkeits- 
Anstallen jährlich längere oder kürzere Zeit Unterstützten auf wenigstens 
800,000. Darunter gesetzlich unterstützt 307,000 (in door cc. 69,000). 

Von 50,000 Menschen sterben 9000 oder '/«i '" den Werkhäusern, Spi- 
tälern und Armenhäusern; '/.-; — '/* aller Gestorbenen sind Unterstützte. 

Robert Pashley, Pauperism and poor laws. Lond. 1852. S. 2—44. 
Für Frankreich berechnet de Watteville, l'administration chari- 
table. Paris 1847. S. 41. den officiellen Armenaufwand auf 115,432,212 Fr., 
Bevölkerung 1846: 35,401,761. 

InWürtemberg betrugen 1848/9 die ordentlichen Unterstützungen 
aus öffentlichen Kassen 660,670 fl. 

vorübergehende „ 214,152 11. 

874,822 fl. 

Davon aus Sfiftungsmitteln 525,607 fl. 

„ Gemeindekassen 301,620 ff. 

„ freiwilligen Gaben 47,595 fl. 

Siehe Leube, der allgemeine Wohltbäligkeitsverein im K. R. Würtemberg. 

Stuttg. 1850, S. 11. 
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Klassen, durch Begünslignn^ der rürksichtslosen Vermehrung 
armer Menschen und durch Erniedrigung der Arheitsiöhne eine 
fortschreitende Verarmung und Steigerung der Armenlasten 
herbei '}. 

Dieses gesetzliche Recht schwächt aber nicht nur die 
Selbstthätigkeitund Vorsicht der Armen, die wichtigsten 
Vorbeugiinsmiltel gegen Verarmung, es hemmt auch die tausend- 
fachen Zuflüsse und Hülfen, die ohne jenes Recht der Armuth 
auf dem Wege der freien Mildthätigkeit zu Theil werden würden. 

Die wichtige Hülfe der nüchslen Verwandten und Bekannten, 
der Armen untereinander selbst, mindert sich und hört auf; 
denn an ihre Stelle tritt das Recht auf die öffentlichen Kassen. 
Die freiwilligen Gaben der Mittelklassen fallen weg mit Berufung 
auf die erzwungenen Gaben, die sie in der Form der Armen- 
steuern zu reichen haben, und auch die Theilnahme der reicheren 
und höheren Klassen erlahmt. 

Hebt man den Rechtsanspruch auf Almosen auf, so fällt die 
durchs Gesetz geschaffene Zuversicht auf öffentliche Unterstützung 
hinweg, Fleiss, Vorsicht und Sparsamkeit wird gefördert, der 
rücksichtslosen Eingehung von Ehen und Kinderzeugung wird 
entgegengewirkt, der Verbreifung des communistischen Sinnes, 
der in der Theilung des Eigenthums mit den wohlhabenderen 
Mitbürgern ein positives Recht, erblickt, wird eine Schranke ge- 
setzt, dem Almosengeben und -Empfangen sein wahrer sittlicher 
und religiöser Charakter aufgedrückt, in dem Geber das Be- 
wusstsein der freien Erfüllung einer höheren Pflicht, in dem 
Empfänger das Gefühl der Dankbarkeit erweckt, und ein natür- 
licheres und sittlicheres Verhältniss zwischen Armen und Reichen 
hergesteUt. 

Nimmt so das Almosen seinen wahren höheren Charakter 
an, so wächst auch der Trieb zu freien Gaben, zu Stiftungen 
für wohlthätige Zwecke , zu freien Dienstleistungen in Pflege der 



1) Ein englisches Betllerlied aus der Zeit der Königin Elisabeth be- 
xefchnet den Geist, mit welchem die damalige Armengesetzgebnng aufgefasst 

wurde. Es heisst : 

Nun fahret zum Henker, ihr Grillen und Surgen, 
Das Land ist uns schuldig, wir sind nun geborgen. 
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Armen und Kranken und Verlassenen, zu gegenseitigem Helfen 
der minder Bemitlelten untereinander selbst. 

Die Armenpflege überhaupt wird veredelt und verbessert. 
Die offizielle Armenpflege löst sich allzuleicht in einen for- 
mellen, mechanischen Geschäftsbetrieb auf; der formelle Beweis 
vorhandener Bedürftigkeit und die äusserliche Unterstützung wird 
die Hauptsache, die Untersuchung der individuellen Verhältnisse, 
der Beitragsfähigkeit von Verwandten und Bekannten, der spe- 
ziellen Ursachen der Armuth, die Belehrung, Tröstung und 
moralische Einwirkung auf die Armen unterbleibt; nur der Bittende 
und Fordernde wird unterstützt, der verschämte Darbende wird 
übersehen und bleibt unberücksichtigt. 

Die freie Mildthäligkeil kann mehr eindringen in die Ge- 
heimnisse der Armuth, mehr die verschuldete und unverschuldete 
Armuth scheiden , mehr durch Ermahnung und Belehrung wirken. 
Nimmt sich zugleich die Kirche aufs Neue wieder der Armen- 
pflege mit all ihrer Kraft an, unterstützt sie die freie Thätigkeit 
der Privaten mit Wort und That, tritt sie regelnd und vermit- 
telnd auf, so wird sie nicht nur selbst an Macht und Einfluss 
auf die GemUther gewinnen, sondern auch den Staat und die 
bürgerliche Gesellschaft von einer Last und Gefahr befreien, der 
die weltliche Gewalt nicht gewachsen zu sein scheint '). 

Fassl man die verderblichen Wirkungen der gesetzlichen 
Armenpflege scharf in das Auge, wird man sich klar darüber, 
dass sie gerade die tiefsten, nämlich die sittlichen Ursachen 
der Armuth verstärkt, so gelangt man allerdings zu dem Re- 



1) Ein höchst lehrreiches Beispiel der wohlthätigen Wirkungen einer 
gut organisirlen Prival-Thätigkeit liefert die von Dr. Chalmers in dem St. 
Johannis-Kirchsptel zu Glasgow angeregte Armenpflege , welche 18 Jahre 
hindurch, vom 26. Sept. 1819 bis zum 30. Sept. 1837, in einer Gemeinde 
von 10—12,000 Seelen durch 25 Privat-Armenpfleger besorgt wurde mit 
verhältnissmässig sehr geringen, hauptsächlich aus Sammlungen an den Kirch- 
thüren geflossenen Geldsummen und mit einem sehr geringen Zeit- 
aufwand der Armenpfleger, trotz der Fortdauer der Theilnahme 
des Kirchspiels an den Armenlasten der übrigen Kirchspiele der Stadt. S. die 
kirchliche Armenpflege des Dr. Chalmers von Otto von Gerlach. Berlin 1847. 
S. 92. Chalmers, on the sufficiency of the parochial-system without a 
popr-rate for the right management of the poor. Glasgow 1841, 



bei der Armenversorgung. Q^^ 

sultate, dass unsere Gesetzgebung bei dem Bestreben, die mo- 
ralische und religiöse Pflicht der ArmenunlerslUtzimg auf den 
Rechtsboden überzutragen, sie rechtlich zu formuliren, 
der Zwangspflicht ein Zwangsrecht gegenüberzustellen, 
auf einen verderblichen Abweg gerathen ist, und dass der Grund- 
satz eines Rechts der Armen auf öffentliche Unter- 
stützung aus unseren Gesetzbüchern gestrichen 
werden sollte. 

Dieses Recht der Armen auf öffentliche Unterstützung, sei 
es auch nur in der Form der Unterstützung durch Arbeit- 
gewährung, hat in England zu dem verderblichen AUowance- 
systeme oder zu der Praxis geführt, bei niederen, im Missver- 
hältniss zu den Lebensmittelpreisen oder der Kinderzahl stehenden 
Arbeitslöhnen nach einer festgesetzten Scala Zusätze zu den 
Löhnen aus der Armenkasse zu verwilligen, und dadurch zu 
Herabdrückung der Löhne auf Kosten der öffentlichen Kassen, 
zu Verschlechterung der arbeitsfähigen Arbeiter, zu Vermehrung 
der Kinderzahl, im Ganzen zu Steigerung der Armenlasten in 
hohem Grade beigetragen. Dieses Recht ist die Grundlage des 
mit so grossen Opfern und ohne den entsprechenden Erfolg aus- 
geführten Werkhaussystemes geworden. 

Das Princip der französischen Gesetzgebung von 1789 
„Jeder Mensch hat ein Recht auf seinen Unterhalt, und die 
Gesellschaft ist verpflichtet, diesen Unterhall zu sichern", ist die 
Mutter des socialistischen Grundsatzes des Rechts auf Ar- 
beit; ihm sind die französischen Nationalwerkstätten des Jahrs 
1848 entsprungen. 

Auch unsere deutschen Gesetzgebungen haben es nicht ver- 
mieden, das Recht der Armen auf öffentliche Unterstützung 
förmlich auszusprechen '}. 



1) „Das Heimathrecht gewährt im Falle der Dürftigkeit Anspruch auf 
Unterstützung aus den örtlichen (Gemeinde- oder Stiflungs-) Kassen." Württ. 
Gemeinde-Bürgerrechts-Gesetz vom 4. Decbr. 1833. Art. 2. Aehnlich das 
bairische Gesetz vom 25. Jul. 1850. Art. 1. Ferner das preussische Land- 
recht, Thl. II. Tit. 19. §. 1. sowie das Armengesetz vom 31. Dccbr. 1842, 
jedoch mit der wesentlichen Modification, dass ein Anspruch auf Unterstützung 
niemab auf dem Rechtswege gellend gemacht werden dürfe. §. 23. 
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II. Wenn die Gesetzgebung ein förmliches Recht der Armen 
auf öffentliche Unterstülzung nicht anerkennt , vielmehr im 
Allgemeinen dem Principe der freien Mildthätigkeit huldigt, 
so entsteht doch die Frage, ob nicht wenigstens für 
gewisse Kategorieen von Hülfsbedürftigen 
und für ausserordentliche Nothfälle gesetz- 
lich Vorkehrung getroffen werden soll? 
Die Aufhebung des Rechts auf öffentliche Unterstützung muss 
nach den bisherigen Ausführungen hauptsächlich deshalb gefordert 
werden, um zu verhüten, dass die Menschen, gestützt auf den 
Gedanken „die Gemeinde, der Staat muss mich und die Meinen 
im Nothfall erhallen", in Leichtsinn und Trägheil und eine ver- 
schwenderische Lebensweise verfallen ; sie muss gefordert werden, 
um eine Ouelle der Demoralisation, eine sittliche Ursache der 
Verarmung abzugraben. Wenn nun unbestreitbar eine wichtige 
Ursache der Verarmung in der durchs Gesetz geschaffenen Zu- 
versicht auf öffentliche Unterstützung liegt, so giebt es doch 
unläugbar auch andere Ursachen der Armuth, die unabhängig 
sind von dem persönlichen Verhalten ; die Tausende in Nolh und 
Elend versenken, ohne dass ihre Lage in irgend einem Zusam- 
menhang steht mit fehlerhaften öffentlichen Institutionen. Das 
gesetzliche Recht auf öffentliche Unterstützung erzeugt keine 
körperlich oder geistig Kranken, macht niemand blödsinnig oder 
zum Narren, oder lahm oder blind oder taubstumm, macht keine 
Wittwen und Waisen, erzeugt nicht Misserndten und Hagelschlag 
und Epidemieen, nicht Kriege und Gewerbs- und Handels- 
stockungen. 

Mag die zuversichtliche Hoffnung auf Unterstützung auch 
nur für ausserordentliche Fälle, die Vorsicht und Sparsamkeit 
einigermassen schwächen, die Einlagen in Kranken-, in Spar- 
und Wittwen- und Waisen-, in Feuer- und Hagelversicherungs- 
Kassen u. s. w. mindern , die Hauptursache der Verarmung liegt 
hier in unvorhergeseh enen und unabwendb aren Er- 
eignissen; die öffentliche Hülfe wird nicht die Ouelle einer 
sittlichen Verschlechterung, und die Unterstützung, welche der 
Staat oder die Gemeinde in Aussicht stellt, verdient den scharfen 
Vorwurf nicht, welcher mit Recht dem Gesetze gemacht wird, 
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das Jedem Hülfe zusagt, auch in abwendbarer, selbstverschul- 
deter Nolh. 

Zwar lehrt die Erfahrung, dass die Privatwohlthäligkeit sich 
in besonders hohem Grade hingezogen fühlt zu den Kranken und 
Gebrechlichen, zu unglücklichen Wittwen und verlassenen Kin- 
dern, und dass der Sinn zum Wohlthun bei den wohlhabenderen 
Klassen stets aufs Neue kräftig erwacht in Zeiten allgemeinen 
Unglücks. „Gott durfte nur", bemerkt Leube a. a. 0. S. 30 
sehr wahr und gut von dem allgemeinen Wohlthätigkeilsverein in 
Württemberg, „die Hitze der Trübsal oder die Blitze seines Ge- 
richts ins Land herniederfahren lassen, so entfaltete der Verein 
immer wieder neue Kraft, und der Baum schmückte sich mit 
neuen lebendigen Zweigen." Dennoch ist die Versorgung und 
Erziehung armer Kinder, die Fürsorge für Kranke und Gebrech- 
liche, die Hülfe in allgemeiner Noth stets und vorzüglich das 
Feld, auf dem die öffentliche Gewalt neben dem Wirken der 
Privaten nur allzureichen Raum findet, um ihre Thätigkeit zu 
entfalten und einen Theil der Lasten zu tragen, die das Unglück 
dem Volke auflegt. 

In diesem Sinne haben auch die eifrigsten Vertheidiger der 
Privatwohlthäligkeit (Chalmers, Duchätel, Naville} das System der 
beschränkten gesetzlichen Armenpflege in Schutz genommen 
und in der neuesten Zeit hat dasselbe in dem Schweizerkantone 
Bern in folgender Form gesetzliche Sanction erhalten '): 

Die Rechtspf licht der Gemeinden zur Unterstützung 
ihrer Armen ist aufgehoben, überhaupt untersagt worden, aus 
ölTenÜichen Mitteln (des Staats, der Gemeinden, der Stiftungen) 
arbeitsfähigen Armen eine Unterstützung zu reichen. Sie 
sind völlig an die freie Privatwohlthäligkeit verwiesen. 
Nur in folgender Weise beiheiligt sich der Staat (Kanton) an 
Unterstützung der Armen nach Maassgabe des Bedürfnisses: 
1) durch Errichtung und Erhaltung 

a) von Armenerziehungshäusern, 

b) von Krankenanstalten, 

1) Staatsverfassung von Bern von 1846. §. 85. Armengesetz vom 23. 
April 1847. Dr. Furrer, über das Armenwesen im Kanton Bern. 1850. 
Zyro, Antipauperismus S. 39. 
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c) von Zwangsarbeitsanstalten, 

d) von Verpflegungsanslalten für solche arme Personen, 
welche wegen körperlicher und geistiger Gebrechen 
anderswo nicht untergebracht werden können ; 

2) durch Unterstützung armer begabter Jünglinge in Erlernung 
von Gewerben; 

3) durch Ertheilung von Pfründen und Spenden an Unheilbare; 

4) durch Unterstützung der Gemeinden, Vereine und Privaten 
bei freiwilliger Errichtung von Armen- und anderen ge- 
meinnützigen Anstalten. 

Der Uebergang von der bisherigen gezwungenen zur frei- 
willigen Armenpflege in den Gemeinden soll, wie folgt, ver- 
mittelt werden. 

Sofern der Ertrag der Armengüter, sowie anderer zum 
Zweck der Armenunlerstützung vorhandener Mittel nicht hin- 
reicht, soll das Fehlende bis zu gänzlicher Durchfüh- 
rung des Grundsatzes der Freiwilligkeit durch 
Gemein de- Teilen (Armensleuern) und Staats-Zuschüsse 
ergänzt werden. Der Slaatszuschuss soll nach den Mitteln der 
Gemeinde mindestens die Hälfte, höchstens dreiviertel der feh- 
lenden Summe betragen. Würden trotz des Staatsbeitrags die 
Gemeindetellen 1 pr. mille übersteigen, so kann der Staat noch 
durch einen ausserordentlichen Beitrag zu Hülfe kommen. Jedoch 
sollen die Staatsbeiträge im Ganzen die Summe von 400,000 fr. 
nicht übersteigen. 

Eigenlhümlich und weitgehend ist in dieser Gesetzgebung 
zunächst die Bestimmung, dass alle arbeitsfähigen Armen 
unbedingt von jeder Unterstützung aus öffentlichen Mit- 
teln ausgeschlossen sein sollen, und es entsteht die Frage, ob 
dieses Verbot, die Verweisung aller arbeitsfähigen Armen an 
die Privatmildlhätigkeit , durchführbar ist ? ob nicht jedenfalls in 
ausserordentlichen Drangsalen, bei Misswachs, Gewerbestockung, 
Krieg u. s. w. die öfl"enlliche Hülfe zur Nothwendigkeit wird ? 
ob nicht überhaupt subsidiär eine Mitwirkung der öffentlichen 
Gewalt bei der Armenpflege unumgänglich ist? Jede Aussicht 
auf öffentliche Unterstützung übt allerdings, namentlich wenn 
sie sich auch auf Arbeitsfähige erstreckt, möglicher 
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Weise einigen naclitheiligcn moralischen Einfluss aus und gerade 
die Unterslülzung in schwierigen Zeilen ist geeignet, den Ueber- 
gang zur fortdauernden gesetzlichen Armenpflege zu bilden. 
Aber ganz ohne nachtheilige Wirkungen , und wenn auch nur 
durch Schwächung der Privatthätigkeil und der Fürsorge der 
nächsten Verwandten , ist selbst die Erziehung armer Kinder und 
die öffentliche Krankenpflege nicht, und consequent wäre daher 
nur die Aufhebung aller Verpflichtung der Gemeinden und 
des Staats zur Armenunterstützung überhaupt. Im Grunde 
müssle noch weiter gegangen werden. Selbst die Aussicht auf die 
freie Privatwohlthätigkeit, noch mehr auf Hülfe aus wohl- 
thätigen Stiftungen hat ihre nachtheiligen Wirkungen, weil auch 
sie, wie schon R. Malthus bemerkt hat, die Vorsicht schwächt, 
und dadurch die Armulh vermehrt. Da aber die Verweigerung 
aller Unterstützung nicht nur dem menschlichen Mitleidsgefühl 
und den Geboten der Religion widerstreitet, sondern auch un- 
mittelbar für die bürgerliche Gesellschaft üble Früchte trägt, zu 
Störung der Rechtsordnung führt, so bleibt der Gesetzgebung 
nur übrig, zwischen zweiUebeln zu wählen, unchristlich 
und unmenschlich alle Unterstützung zu verweigern oder christ- 
lich und menschlich wenigstens subsidiär zur Hülfe bereit zu sein. 
Der Staat mag daher zunächst den Kindern der Armen, den 
Kranken und Gebrechlichen seine Fürsorge zuwenden, im Uebrigen 
aber der freien Privatthätigkeil die Unterstützung der Armen 
hauptsächlich überlassen; bei grösseren Unglücksfällen aber, wo 
die Leistungen der Privaten nicht ausreichen, muss er trotz 
möglicher Nachtheile seines Einschreitens, zu Verhütung grösserer 
Uebel ins Mittel treten; überhaupt im äussersten Nothfall kann 
er der Armuth seine Hülfe nicht versagen. So finden wir, wie 
schon oben bemerkt, schon in den älteren christlichen Zeiten 
bei vorherrschender Privat- und kirchlicher Armenpflege die 
gesetzliche Bestimmung, dass Alle, die aus Mangel Hungers 
sterben, oder zu einer verbrecherischen Handlung 
hingerissen würden, mit dem Nölhigsten unterstützt werden, und 
dass, wenn Eltern ihre Kinder nicht zu ernähren im Stande 
wären , zu Verhütung des den christlichen Sitten widerstreitenden 
Kindsmords Privaten und Staat ins Mittel treten sollen. 



622 Concurrenz der Privaten, der Gemeinden und des Staats 

Es genügt aber nicht, dass der Slaat nur dann ins Millel 
tritt, wenn Mangel und Noih unmillelbar Verbrechen zu veran- 
lassen droht, wenn die Uebertrelung der Strafgeselze in der 
Nolh eine Entschuldigung finden würde '); der Slaat kann schon 
das tnüssige Herumziehen und Betteln, das zur Demo- 
ralisation und zum Verbrechen führt, nicht dulden und ist ge- 
nöthigt, mit polizeilichen Verboten und mit Strafen dagegen 
einzuschreiten. Wenn aber das Gesetz den Armen das Betteln 
verbietet, so muss es versichert sein, dass kein wahrhaft Wür- 
diger und Bedürftiger ohne Hülfe bleibt. Es entspringt daher 
auch aus den Bettelverboten die Verpflichtung des Staats, 
wenigstens im äusserslen Nothfall mit seiner Hülfe bereit zu sein. 
Dieser Consequenz können die Gegner aller gesetzlichen Armen- 
pflege nur dadurch entgehen, dass sie auch die Gesetze 
gegen den Bettel überhaupt verwerfen. Wenn aber 
anerkannt werden muss, dass die Bettelei eine reiche Quefle 
von Sittenlosigkeit, Verbrechen und erblieher Armuth wird, dass 
selbst eine gute Privatarmenpflege nicht ohne Bettelverbote 
bestehen kann, so kann man sich der Consequenz nicht ent- 
ziehen, dass wenigstens imäussersten Falle die gesetzliche 
Hülfe auch bei Arbeitsfähigen nicht fehlen darf. 

Zu den Gründen für die wenigstens subsidiäre öfleninche 
Armenpflege , welche aus der Verpflichtung des Staats zur Hand- 
habung der Justiz und Polizei entspringen, gesellten sich andere 
historische Verhältnisse, welche zu dieser Verpflichtung geführt 
haben. 

So lange die Kirche die Armenpflege in ihrer Hand hatte, 
flössen ihr die Mittel nicht nur aus freiwilligen Beiträgen der 
Privaten zu, sondern auch die Fürsten statteten sie zu diesem 
Ende mit Reichthümern aus, übten selbst Wohlthätigkeit in 
reichem Maasse *), wiesen ihr die Z e h n t - Einkünfte zu, über- 



1) Sclipn die Carolina art. 166 lässt den Diebstahl unbestraft, wenn die 
Entwendung fremden Eigenthums die einzige Bedingung zur Erhaltung des 
Lebens des Entwenders und seines Weibes und seiner Kinder gewesen ist. 

2) Wie die Bischöffe und Aebte der Klöster halten früher die Könige 
ihre Almoseniere. So die Könige von Frankreich ihren Grand-aumonier, die 
Könige von England ihren Lord Almoner ; in England besteht das Amt heute 
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gaben die wohltliäligen Sliflungfcn ihrer Verwaltung, sanclionirten 
wenigstens im Allgemeinen die Verpflichtung der Gemeinden, für 
ihre Armen zu sorgen , knüpften die Errichtung neuer Pfarreien 
an die Bedingung der Gründung von Ortsarmenfonds. 

So konnte der Staat selbst die Armenpflege mit grösserer 
Beruhigung von sich abweisen, und der Privat- und kirchlichen 
Thätigkeit überlassen. 

Nachdem aber in Folge der Kirchen-Reformation im löten 
Jahrhundert, und später in Folge der französischen Revolution 
die weltliche Gewalt vielfach die Kirchen- und Klostergüter an 
sich zog ') und die Stiftungen ihrer Aufsicht und Verwaltung 
unterwarf, mit der Schwächung der kirchlichen Macht über die 
Gemüther die freiwilligen Gaben und Schenkungen für wohl- 
thätige Zwecke sich minderten, neuen Erwerbungen der todten 
Hand aus volkswirthschafllichen , finanziellen und politischen 
Gründen selbst Schranken gesetzt wurden, auf der anderen Seite 
aber mit dem Aufheben der Klöster, der allmäligen Auflösung 
des Feudalwesens, der Zunahme der städtischen Bevölkerung, in 
Folge von Revolutionen, Kriegen und Hungerjahren die Zahl 
heimathloser und hülfsbedürftiger Menschen sich mehrte, so trat 
für den Staat ebensowohl die Verpflichtung als die gebieterische 
Nothwendigkeit ein, sich gesetzlich der Armenpflege anzunehmen, 
wie dasselbe in den früheren Jahrhunderten nie der Fall ge- 
wesen war. Selbst in katholischen Ländern , in welchen die 
Güter der Kirche und die wohlthätigen Stiftungen nicht in die 
Verwaltung des Staats gezogen, noch weniger für Staalszwecke 
aufgezehrt worden waren, reichten die kirchlichen Mittel und 
die freiwilligen Gaben nicht aus , die Bedürfnisse der Armuth 
zu decken. 

Wir finden daher namentlich vom 16. Jahrhundert an nicht 
nur in protestantischen, sondern auch in katholischen Ländern 



noch. Die Almosenvertheilung durcli den Lord Almoner in der Passions- 
woche 1851 zu London mit den hergebrachten Ceremonien ist beschrieben 
bei Pashley, 1. c. 157. 

1) In England betrugen die eingezogenen Kirchengüter ungefähr '/s des 
ganzen Königreichs, die Revenuen der aufgehobenen Häuser cc. 1,131,000 Pf. 
Sterl. Viele Güter wurden an Höflinge verschleudert. Pashley, S. 177. 
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Europa's ') ein immer weiter gehendes Einschreiten des Staats 
durcii weltliche Gesetze, eine Ausbildung der bürgerlichen 
Armenpflege. 

Es werden Beltlergesetze erlassen, die Pfarrer, Kirchenvor- 
sleher und Angehörigen jeder Pfarrei dafijr verantwortlich ge- 
macht, dass keine Gemeindeangehörigen aus Armuth umkommen, 
die Almosen zur Armenkasse gesammelt, andere Almosen 
zum Theil bei Strafe verboten, die Gcisllichen von der welt- 
lichen Gewalt aufgefordert, die Glieder ihrer Gemeinden in 
ihren Vorträgen z« reichlichem Almosengeben zu ermahnen; 
die Beamten der Gemeinden, Städte, Grafschaften werden unter 
Strafandrohung verpflichtet, die Bettler zur Arbeit anzuhalten; 
die Armenfonds werden aus dem Grunde oder unter dem Ver- 
wände von Missbräuchen und Hegung der Faulheit theils aus- 
schliesslich der weltlichen, theils der gemeinschaftlichen Verwal- 
tung der weltlichen und geistlichen Behörden übergeben; die 
Regeln der Verwaltung und der Armenunterstützung werden 
durch Gesetze vorgeschrieben, bis endlich die Verpflichtung der 
bürgerlichen Gemeinden zur Unterstützung ihrer Armen über- 
haupt ausgesprochen wird. 

So stellt es sich theils als eine innere aus dem Staatszwecke 
selbst entspringende, theils als eine äussere, im Laufe der Zeit 
historisch erwachsene Nothwendigkeit dar, dass die Armenpflege 
wenigstens subsidiär von der öflentlichen Gewalt geleitet und 
überwacht, nöthigenfalls ergänzt werden muss. 

III. Soll für den Fall der subsidiären offiziellen Armenpflege 
die gesetzliche Pflicht der Armenunterstützung der Ge- 
meinde oder grösseren Bezirken oder dem 
Staate auferlegt werden? 

1} Nach den früheren Ausführungen sind schon durch ältere 
Vorschriften der geistlichen und weltlichen Gewalt, durch Conci- 



1) In Spanien liönigliche Verordnung vom 24. Aug. 1540. In Franli- 
reicli Verordnung vom 9. Jul. 1547 unter Heinricli II. Ordonnanz von 
Aloulins 1561. 
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lienschliissc, die Capilularicn der fränkischen Könige und spätere 
Gesetze die Gemeinden oderPfarreien in ihrer ungelrenn- 
ten Eigenschaft als bürgerliche und kirchliche Verbände zur 
Unterstützung ihrer Armen für verpflichtet erklärt worden. In- 
dessen tritt die Verpflichtung der bürgerlichen Gemeinde 
erst seil dem 16. Jahrhundert namentlich in den reformirten 
Ländern bestimmter hervor; so in England, den deutschen pro- 
testantischen Ländern, in der Schweiz. 

Für Deutschland spricht die Pragmatik Karls V. vom 
7. Oct. 1571 die subsidiäre Verpflichtung der Gemeinden 
aus, besonders ihre Kranken und gebrechlichen Armen zu unter- 
halten, die armen Kinder unterzubringen, die durch Krieg und 
andere Drangsal Verunglückten zu unterstützen. Schon frUher 
war in Würtemberg') das Armenwesen durch Gesetze geregelt, 
die Bildung eines Armenkastens, die Sammlung von Almosen 
an den Sonntagen in den Kirchen und durch besondere Sammler 
angeordnet worden und wenn diese Gemeindefonds, die wie 
die Stiftungen der gemeinschaftlichen Verwaltung der welllichen 
und geistlichen Vorsteher unterstellt wurden, nicht hin- 
reichen würden, so soll die bürgerliche Gemeinde mit ihren 
Mitteln eintreten, namentlich soll dies im Nothfall zur Unter- 
stützung armer Kranker geschehen '). 

So liegt noch heule fast der ganzen europäischen Armen- 
gesetzgebung im Wesenilichen der Gedanke zu Grunde, dass 
die Ernährung der Armen zunächst zwar den Kirchengemeinden und 
Armenstiftungen obliegen, subsidiär aber, wenn ihre Fonds nicht 
hinreichen, die bürgerliche Gemeinde ins Mittel treten solle. 
Dieser Grundsalz ist auch bei Einrichtung des jüdischen Armen- 
wesens in unserem Lande Qi82S) bei den ständischen Verhand- 
lungen hervorgehoben und in Anwendung gebracht worden. Zunächst 
soll die Ernährung der israelitischen Armen nach Analogie der 
christlichen Armenversorgung der Kirchengemeinde obliegen, 



1) Ordnung von 1531. Erste Armentiastenordnung von 1536. Zweite 
von 1552., rev. 1567. u. 1615. 

3) S. bes. Verordnung vom 17. Febr. 1562. Mandat vom 16. Jul. 1590. 
in Reytcher's Sammlung württ: Reg. Geselxe 1641. S. 319. 458. 
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subsidiär, wenn ihre Fonds nicht hinreichen, soll die bürger- 
liche Gemeinde eintreten , bei schwachen Mitteln der letzleren 
aber soll die israelitische Centralcasse Vs» die bürgerliche Ge- 
meinde "^Iz übernehmen. 

Die für allgemeine Kirchen - Schul - und Armenzwecke 
bestimmte israelitische Centralkasse empfängt ihr« Zuflüsse theils 
aus freiwilligen Gaben und Stiftungen, theils aus gesetzlich an- 
geordneten Personalsteuern, (6 fl. jährlich von jedem selbst- 
ständig lebenden Israeliten) nöthigenfalls aus kirchlichen Steuer- 
umlagen '). 

Ist nun diese wenn auch nur subsidiäre Verpflichtung der 
Gemeinden zur Versorgung ihrer Armen gerecht und zweck- 
mässig ? 

Für die Bejahung dieser Frage sprechen folgende Be- 
trachtungen : 

Die tteimathgemeinde eines Armen ist in der Regel der Ort, 
wo er vermöge näherer oder entfernterer Verwandtschafts- und 
Freundschaftsbande auf Sympathie und Unterstützung am meisten 
zu rechnen moralisch berechtigt ist; wo er den wirthschaft- 
lichen Erwerb seiner Mitbürger durch seine Mithülfe im Land- 
bau, in Gewerben u. s. w. vielleicht eine lange Zeitreihe 
hindurch untei stützte , wo er durch seine Abgaben und Dienste 
zu den öiTentlichen Lasten , zu Unterstützung Anderer beige- 
tragen hat. 

Die Gemeinde ist es, welcher am meisten die Mittel zu 
Gebot stehen, der Verarmung ihr e r Angehörigen vor- 
zubeugen, durch Sorge für die Interessen der Schule und 
Kirche, durch Aufrechthaltung von Zucht und Ordnung, durch 
Förderung gemeinnütziger Bestrebungen, Errichtung gemeinUtziger 
Anstallen , Verhütung von Verschwendung , Verschaffung von 
Gelegenheit zu Arbeit und Sparsamkeit, Sorge für Aufrechthal- 
tung tles Credils; durch gutes Vormundschaftswesen, geordneten 
Gemeindehaushalt u. s. f 

Sie ist es, die am Besten die Bedürfnisse ihrer Armen, ihre 
Fehler und Leiden kennt und die Mittel und Wege weiss, ihnen 



1) Judenge«elz vom 25. Aprit 1828. Art. 21. 58. 
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Erwerb und rechtzeitige, wirksame Hülfe zu verschaffen; die 
mit dem müglichst geringen Aufwand ihren Bedürfnissen abzu-* 
helfen vermag und im unmittelbaren eigenen Interesse hiezn 
aufgefordert ist; die am genauesten die Ouellen der Armuth 
kennt, selbstverschuldete und unverschuldete Armuth zu unter- 
scheiden weiss und jene bis auf einen gewissen Grad unberück- 
sichtigt lassen kann; deren wohlgeregelte Wirksamkeit ebendes- 
halb bei den Armen selbst am wenigsten den Trieb zur SelbsthUlfe 
durch Fleiss und Sparsamkeit und Vorsicht hemmt, bei den Mit- 
bürgern aber bei weiser Verwaltung der Öffentlichen Armenpflege 
am wenigsten die Privatwohlthätigkeit schwächt. 

Obgleich es daher immer als ein fehlerhafter Grundsatz 
bezeichnet werden muss, den Armen ein Zwangsrecht auf 
öffentliche Unterstützung einzuräumen, so sprechen doch wichtige 
Gründe für die Aufrechlhaltung der althergebrachten Regel, dass, 
soweit die Privatwohlthätigkeit und die kirchlichen Fonds nicht 
ausreichen, die bürgerliche Gemeinde subsidiär ver- 
pflichtet sein soll, für ihre armen Angehörigen zu sorgen, 
sie im äussersten Fall wenigstens vor dem Untergang in der 
Noth zu bewahren. 

Führt aber nicht die Anerkennung der gesetzlichen 
Verpflichtung der Gemeinden zur Versorgung ihrer Armen geraden 
Wegs zu der Anerkennung eines entsprechenden gesetzlichen 
Rechts auf Unterstützung und zu allen hiemit verknüpften 
Uebeln? 

Wir verneinen diese Frage. Es ist, wenn man die psycho- 
logischen Wirkungen der Gesetzgebung ins Auge fasst, ein 
mächtiger Unterschied, ob sie bei erweislicher Bedürftigkeit 
geradezu ein positives Recht auf Unterstützung ausspricht, das 
klagend, sei es auf dem Wege der Administrativjustiz oder selbst 
auf dem Civilrechtswege, wie früher in England, verfolgt werden 
kann, oder ob sie einfach eine Verpflichtung der Gemeinde aus- 
spricht. Niemand im Elend umkommen zu lassen und dieser 
Verpflichtung gegenüber nur ein Petitionsrecht der Armen 
anerkennt, der Gemeinde aber es überlässt, nach Würdigkeit 
und Bedürftigkeit zu gewähren oder zu verweigern. In diesem 
Falle hat die Gemeinde es in ihrer Hand, die Armenunterstützung 

Zeitschr. für Staatsvr. i852. 4s Heft. 42 
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in der Hauptsache auf den Weg der Privat- und kirchlichen 
Thätigkeit zurückzuleiten und die Nachtheile und Gefahren der 
Armenlaxen ganz zn vermeiden, indem sie höchstens in den 
allgemeinen Etat nach Maassgabe ihrer Kräfte und der Armen- 
bediirfnisse eine bestimmte Summe fUr wohlthätige Zwecke 
aufnimmt, davon die Mittel der Privat- und kirchlichen Wohl- 
thätigkeit verstärkt, sich aber unmittelbar auf solche Gaben 
beschränkt, welche die geringste nachtheilige Rückwirkung auf 
die YennehruDg der Unterstützungsansprüche ausüben können; 
wie Unterstützung von Gebrechlichen und Kranken, Wittwen und 
Waisen u. dergl. 

Allerdings hat auch iii England die Gesetzgebung unter 
Elisabeth kein directes Recht der Armen auf Gemeindeunter- 
stützung ausgesprochen; aber sie hat in der Folge Schritte niicht 
vermieden die zu diesem Rechte führten. 

Sie hat die Yeipflichtung den Gemeinden auferlegt, jeden 
arbeitsfähigen Armen durch Arbeit zu unterstützen, ein 
Recht auf Unterstützung durch Arbeit den Armen gegeben, 
und zu diesem Ende den Friedensrichtern, den Kirchenvörstehern 
und der Kirchspielsversammlung (Veslry, Sacristeiversamm- 
lung) das Recht eingeräumt, die Kirchspielsangehörigen zu be- 
steuern. 

Sie hat später in der sog. Gilberlacte von 1782, um die 
Kostbarkeit der Armenbeschäftigung in Werkhäusern oder in den 
Wohnungen zu vermeiden, den Grundsatz ausgesprochen: die 
Armenaufseher sollen verpflichtet sein , die Armen in der Nähe 
ihres Wohnorts bei Pächtern, Fabrikanten u. s. w. in Arbeit zu 
geben, und soweit die Löhne nicht zu ihrem und ihrer Familie 
Unterhalt zureichen, Lohn Zuschüsse aus der Armenkasse 
zu reichen. Sie hat dadurch die Löhne herabgedrückt, die 
Trägheit und Liederlichkeit befördert, und die Masse der Armen 
in hohem Grade vermehrt. 

Die Gesetzgebung ist 1815 (in der sog. Eastacte) noch weiter 
gegangen, und hat die Friedensrichter ermächtigt, den Armen 
ohne Rücksicht auf Beschäftigung auf beliebige Zeit 
unter drei Monaten bis zu 3 Sh. wöchentlich aus der Ortsannen- 
kasse anzuweisen. 
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Das sog. Bastardgeselz bewilligte jeder Weibsperson für 
jedes unehelich geborene Kind eine Geldunterslützung und be- 
stimmte ihr sogar eine Aussteuer. 

So kam man in England mit dem Grundsatz, dass jede Ge- 
meinde ihre Armen zu unterstützen habe, auf das geföhrliche Recht 
der Armen auf Sicherung einträglicher Arbeit, dann auf Unter- 
stützung arbeitsfähiger Armer auch ohne Arbeit, auf eine höchst 
verderbliche Unterstützung der Müttör unehelicher Kinder, durch 
all dieses aber, sowie durch eine schlechte eigennützige Verwal- 
tung der Ortsarmenpflege von Seiten der unentgeldlich ihren Dienst 
versehenden Armenaufseher, und durch die Wälzung der Armen- 
steuern hauptsächlich auf das Grundeigenthum, aus dessen Be- 
lastung die Pächter, Handwerker, Detailhändler, Wirlhe u. s. w. 
mittelbar Vortheil, zogen, indem sie ihnen theils wohlfeilere Ar- 
beiter theils zahlungsfähige Abnehmer verschaffte, zu einer fast 
unerträglichen Steigerung der Armenlasten. 

Die neueste englische Gesetzgebung von 1834 hat die Aus- 
wüchse und Missbräuche der älteren Gesetzgebung zwar abge- 
schafft, aber den Grundsatz des Rechts Arbeitsfähiger auf 
Unterstützung durch Arbeil nicht aufgehoben, auf ihn viel- 
mehr das System der Unionswerkhäuser gebaut 
Darin lebt der bedenkliche Gedanke eines Rächts auf Unter- 
stützung, wenn auch in minder gefährlicher Gestalt, immer fort, 
und seine Bedenklichkeit ist in dem irischen Armengesetz vom 
31. Okt. 1838 auch dadurch anerkannt, dass die Aufnahme 
Arbeitsfähiger in die Werkhäuser davon abhängig gemacht worden 
ist, dass sie ganz ausser Stand sind, sich selbst ihren Unterhalt 
zu erwerben, und dass es nicht an Gelegenheit zur Un- 
terbringung in den Werkhäusern gebricht 

Wenn daher die Gesetzgebung aus moralischen und politi- 
schen Gründen subsidiär die öffentlich-rechtliche Ver- 
pflichtung der Gemeinden zur Unterstützung ihrer Armen 
anerkennt, so muss sie alle Bestimmungen vermeiden, welche ein 
positives Recht der Einzelnen auf Unterstützung, sei es 
auch nur in der Form von Arbeit, aussprechen. 

2} Immerhin aber hat unläugbar die Ueberweisung der 
Armenpflege an die Gemeinden auch ihre Schattenseiten. 

42* 
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Die Behandlung desselben wird überaus verschieden. Bei 
reichen Mitteln, z. B. reichen Stiftungen, wird die Unterstützung 
leicht zu freigebig, bei geringeren Mitteln wird mit Kargheit und 
Härte verfahren; es fehlt an der gleichmässigen Festhaltung 
richtiger Grundsätze bei Behandlung der Armen. Bei Zersplit- 
terung der Armenpflege in den einzelnen Gemeinden fehlt es oft 
an den Mitteln zu Führung einer strengen Aufsicht und durch 
Errichtung von tausend kleinen Armen- und Krankenhausern wird 
oft mit grossem Aufwand wenig geleistet. 

Diess hat in England bekanntlich zu dem Gedanken geführt, 
unter Beibehaltung der Verpflichtung der Gemeinden oder 
Pfarreien zur Tragung des Armenaufwands für ihre Angehörigen 
wenigstens die Verwaltung des Armenwesens mehr zu 
cenlralisiren , die Unionswerkhäuser für Bezirke von 
20 — 30,000 Seelen zum Mittelpunkt der Armenpflege dieser 
Bezirke zu machen, für diese Bezirke bezahlte Armencommissäre 
aufzustellen, die Leitung einem aus Hochbesteuerten des Bezirks 
gewählten Bezirksarmenrathe zu übertragen, für gleichmässige 
Behandlung der Armen in und ausser den Werkhäusern durch 
eine allgemeine Gesetzgebung und durch eine vom Staat bestellte 
Aufsichtsbehörde — die Armencommission — zu sorgen. 

Diese Centralisation der Verwaltung hat unzweifelhaft 
in England mannigfache gute Folgen gehabt.. Sie trug dazu 
bei, die bei der Localarmenpflege eingewurzelten Missbräuche 
zu vertilgen, ind^m die Gesetzgebung die Gewährung von Armen- 
unterstützung und die Auflage von Steuern den oft eigennützigen, 
unwissenden und eingeschüchterten Ortsarmenpflegern und der 
meist unzweckmässig zusammengesetzten Vestry entzog und der 
aus den wohlhabendsten Gutsbesitzern, Fabrikanten und Kaufleuten 
zusammengesetzten Bezirksarmencommission, unter Beihülfe des 
mit persönlicher Untersuchung der Armenverhältnisse beauftragten 
Dislrictscommissärs, übertrug. 

Die Aufhebung der Ortsarmen-, Arbeits- und Findelhäuser 
und die Vereinigung derselben zu Unionshäusem hat eine bessere 
Scheidung der verschiedenen Kategorieen von Armen möglich 
gemacht, zu Einführung einer strengeren Verwaltung und zu 
Ersparnissen an mannigfachen Ausgaben beigetragen. 
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Das .Unionssystem endlich hat allein eine genaue Staats- 
aufsicht über das Armenwesen des Landes möglich gemacht. 

Indessen hebt es doch manche sonstige Misstände bei der 
fortdauernden Wälzung der Annenlasten auf die Gemeinden 
nicht auf. 

Als Folge dör Verpflichtung der Gemeinden, die Kosten der 
Armenversorgung zu tragen , ergiebt sich die Nothwendigkeit 
und Schwierigkeit gesetzlicher Bestimmungen über das Hei- 
mathrecht. 

Wenn der Staat die Anordnung trifft, dass jede Gemeinde 
ihre Armen zu unterhalten hat, so entsteht die Frage, welche 
Gemeinde als die Heimath eines unterstützungsbedürftigen Men- 
schen zu betrachten sei? Ist es der Geburtsort oder der Aufent- 
haltsort? wie ist es bei hereingezogenen und verwiltweten 
Frauen zu halten? wie bei Findelkindern und Vagabunden? 
Jede Weise der gesetzlichen Bestimmung hat ihre Nachtheile. 
Die Geburt in einer Gemeinde z. B. ist namentlich bei Bettlern 
und Vagabunden oft ganz zufällig und die Zuweisung an den 
Geburtsort wälzt oft, besonders auf kleine Gemeinden oder ver- 
einzelte Höfe, die als Schlupfwinkel der Vagabunden dienen, 
unverschuldet grosse Lasten; die Familien werden im Falle der 
Unterstülzungsbedürftigkeit leicht zerrissen, die üebersiedelungs- 
und Aufenthaltsfreiheit wird bei Eheleuten und Frauenspersonen 
wegen der künftigen Kinder wesentlich gefährdet. Die 
Bestimmung der Heimath nach dem letzten kürzeren oder län- 
geren Aufenthalt führt in gleicher Weise zu einer Beschränkung 
der Freiheit des Aufenthalts u. s. w. 

Die Frage über die Heimathangehörigkeit führt zu kostbaren 
Nachforschungen und Processen, zu einem Kampf der Gemeinden 
untereinander* und zu gegenseitigen Zuschiebungen Verarmter 
oder mit Verarmung Bedrohter '). In England namentlich haben die 
Heimathgesetze zu einem förmlichen Krieg gegen die Hütten der 
Armen geführt. Die grossen Grundbesitzer haben jede Gelegenheit 



1) Iil England haben die Heimathprocesse der Gemeinden von 1815 bis 
1834 jährlich oft 2-300,000 Pfd. gekostet, seit 1834 durchschnittlich 100,000 
Pfd. Pashlcy, Pauperism. S. 241. 
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ergriffen, ihre Pachtungen zu vergrössern, die Hütten der Annen 
auf ihren Besitzungen an sich zn bringen, sie niederzureissen, 
um dadurch die Nester der Bettlerbrut zu vertilgen. Sie haben 
damit ihre Pfarreibezirke entvölkert, die Arbeiter genöthigt, in den 
oft mehrere Meilen entfernten olTenen Ortschaften sich nieder- 
zulassen, von hier aus der Arbeit auf den entfernten Gutern 
nachzugehen (das sog. Gangsysfem) und hier ein Heimathsrecht 
und Anspruch auf ArmenunterstUtzung zu erwerben. Sie haben 
hierin ein Mittel gefunden, ihre Armenlasten zu mindern und 
ihre Grundrenten zu erhöhen, die Lasten aber auf die offenen 
Gemeinden zu wälzen '}. Die grossen Städte ergreifen in Zeiten 
von Handelskrisen das Mittel der Ausweisung grosser Massen 
von arbeitslosen Arbeitern in ihre Heimath, oft in entfernte Land- 
bezirke, wo sie, gewöhnt an die Arbeit in den Fabriken und 
unkundig der ländlichen Arbeiten, ebenfalls der öffentlichen Unter- 
stützung anheimfallen, wenn sie nicht umgehend, oft vor ihren 
Conducteuren, heimlich in die Städte zurückkehren, von wo sie 
amtlich ausgewiesen worden sind. 

An die Gesetze, welche die Heimathgemeinde verpflichten, 
ihre Angehörigen im Nothfaile zu unterstützen, knüpft sich daher 
der weitere Nachlheil der grossen Ungleichheit der Lasten in 
den verschiedenen Gemeinden oder Heimathbeizirken. Gerade 
die ärmsten Bezirke sind es häufig, welche die höchsten Annen- 
lasten zu tragen haben. In Württemberg kommt in einzelnen Ge- 
meinden 1 Armer auf 50 — 60 Einwohner; in anderen je auf 
3, 5, 10, und die letzleren sind oft völlig ausser Stand, die 
Armenlasten zu tragen. In England, wo die Pflicht der Armen- 
unterhaltung den Pfarreibezirken, nicht den Gesammtgemeinden 
obliegt, tritt die Ungleichheit auf dem Lande aus dem schon 
erwähnten Grunde namentlich zwischen den offenen Orten und 
geschlossenen Pfarreien, den Besitzungen einzelner oder weniger 
grosser Grundbesitzer ein, welche die Armen aus ihren Bezirken 
vertrieben und sich zur Verhinderung der Errichtung neuer 



1) So Iiaben sich bei uns namentlicli in früherer Zeit häufig in der Nähe 
geschlossener gutsherrlicher Besitzungen arme Arbeiteransiedelungen gebildet, 
die heute noch völlige Bettlerorte bilden. 
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Arbeiterwohnungen auf ihren Gütern entschlossen und vereinigt 
haben. In den grossen Städten haben die grössten Annenlasten 
diejenigen Pfarreibezirke, welche die Wohnungen der Arbeiter- 
bevölkerung umfassen, die geringsten diejenigen, welche nur mit 
Palästen besetzt sind, und die Wohnsitze der Vornehmen und 
Reichen bilden. In der City von London legt eine Pfarrei, aus 
der durch die Bank- und Waarenhäuser und die Wohnungen 
der Reichen alle Armen verdrängt sind, gar keine Armensteüern 
um, die Lasten der ärmeren Pfarreien Londons steigen auf 2 Sh. 
pr. Pfd. steuerbaren Einkommens und darüber ^). 

So bestehen trotz der Hebung mancher Nachtheile durch 
das Unionssystem mehrere Hauptmissstände : die Ungleichheit der 
Lasten in den verschiedenen Gemeinden, die Kämpfe derselben 
gegen die Anerkennung des Heimathrechts .hülfsbedürfliger Per- 
sonen, die Erschwerung der freien Circulation der Arbeitskräfte 
in der Hauptsache fort, die Werkhäuser selbst aber sind in der 
Wirklichkeit mehr Zufluchtsorte für Gebrechliche, für Greise, für 
körperlich und geistig Kranke und für die Unterbringung armer 
und verlassener Kinder, als Arbeitshäuser für verdienstlose Arme 
geworden und die Unterstützung ausser dem Werkhause (die 
Hausarmenpflege) bildet gegen die Tendenz des Gesetzes noch 
den grössten Betrag der Armenlasten. 

Die bestehende Ungleichheit der Armenlasten und die Miss- 
stände, die sich an das Heimathrecht knüpfen, haben zu dem 
Gedanken geführt, das Heimathrecht und die Pflicht der Tragung 
der Kosten der Armenpflege auf grössere Bezirke auszu- 
dehnen. Anfange dieses Gedankens finden sich schon im 
Anfang des 17. Jahrhunderts in England und in andern Ländern. 
Die Gesetzgebung von Elisabeth hat den Grundsatz ausge- 
sprochen, dass im Fall der Unvermögenheit einer Gemeinde zur 
Versorgung ihrer Armen andere Gemeinden desselben Bezirks oder 
derselben Grafschaft in Mitleidenschaft gezogen werden sollen *). 

In ähnlicher Weise hat die Württembergische Gesetzgebung 



1) Pas hl ey, I.e. S. 39. 1847: Kensington 8V*d.; St. Georg, Hanover 
Square 6V2 d. ; St. James, Weslminster llVad.; Clielsea 2 Sh. 7 d. 

2) 43. Eliz. c. 2. s. 3. „!f the said juslices of the peacc do perccive, 
Ihat thc inhabitants of any parish are not able to levy among themselves suflicient 



634 Concurrcnz der Privaten, der üemeinden und des Staats 

die subsidiäre Verpflichtung der woliltiabenden Gemeinden eines 
Amtsbezirl(S zur Unterslützung ärmerer, von Armenlasten ge- 
drückter Geineinden ausgesprochen. (Armenkasten-Ordnung von 
1526 u. 1615. cap. 2.) 

„Ob ein Dorf oder Fleck, der unvermöglich wäre, der armen 
Personen soviel hätte, dass sie in ihrem Flecken nit unterhallen 
werden möchten, aber andere Flecken selbigen Amts des Ver- 
inügens und der Armen so wenig oder gar keine vorhanden, 
so sollen alsdann demselben unvermöglichen Flecken die anderen 
vermöglichen zur Steuer und Hülfe kommen, was auch von der 
Stadt desselben Amts verstanden werden soll, damit in allweg 
so viel immer möglich Gleichheit und Förderung der Armen 
gehalten werden möge" '). 

Eine ähnliche Bestimmung enthält die „Betllerordnung des 
Cantons Bern von 1690." — dass wenn in einer Kilchhöri eine 
oder mehrere Gemeinden nicht bei Mitteln wären, die anderen, 
welche mehr Mittel und weniger Arme haben, nach Bedürfniss 
zu Hülfe kommen sollen; im Nothfall soll sich die Kirchenge- 
meinde an die Almosenkammer in Bern fden Staat) wenden ; 
und noch eine Verordnung vom 22. Dez. 1807 spricht auS: 
„die Gemeinden und Bürgerschaften in den Städten und auf dem 
Land sind und bleiben wie bisher zu wechselseitigem Schutz und 
gegenseitiger Unterstützung verpflichtet" *). Indessen sind diese 
Bestimmungen in England wie in Württemberg und der Schweiz 
niemals recht ins Leben getreten, und die neueste Würtem- 

sums of nioney for ihe purposes aforesaid, that then the said two justices shalt 
and may tax, rate and assess as aforesaid, an other of other parlshes or out 
of any parish witliin the hundred, vvhere the said parish is, to pay such 
»um and sums of money to the churchwardens and overseers of the said 
poor parish, for the said purposes as the said justices shall think fit; and 
in case of inability of the hundred the justices shall rate and assess as 
aforesaid any other of other parishes or out of any parish within the said 
CQunty for the purposes aforesaid, as in their discretion shall seem fit." 

1) Nach Analogie der Verpflichtung der Gemeinden eines Amtsbezirks 
zu gegenseitiger Hülfeleistung betrachtete man später auch die Stiftungen 
des Bezirlis zu gegenseitiger Aushülfe verpflichtet, was in mehreren Bezir- 
ken zu einer vollständigen Vereinigung derselben in eine gemeinschaftliche 
Verwaltung führte. 

2) Zyro, Antipaupcrism. Bern 1851. S. 86. 
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bergische Gesetzgebung hält die gegenseitige Verpflichtung 
der Gemeinden eines Amtsbezirks hauptsächlich nur inso- 
fern noch fest, als die einer Gemeinde zugewiesenen hei- 
mathlosen Armen ganz aus der Körperschaflsiiasse unter- 
halten werden müssen, wenn die Zuweisung auf den Titel der 
Geburt, bei Frauen auf den Titel der Heimath des Mannes, bei 
Kindern des zugewiesenen Vaters, beziehungsweise der Mutter, 
endlich auf den Titel der polizeilichen Belietung stattgefunden 
hat. Bei Zuweisungen auf den Heimathrechlstitel des früheren 
aufgegebenen Bürgerrechts oder des fünfjährigen selbstsländigen 
Aufenthalts oder der obrigkeitlich bewilligten Ehe hat die Amts- 
corporation ^/a, die Gemeinde '/s der Kosten zu übernehmen '). 

In der Regel aber, wenn die unterstützungsbedürftigen 
Personen ein ererbtes oder erworbenes Heimathrecht besitzen, 
fallen sie der Heimalligemeinde allein zur Last, namentlich gilt 
diess auch von den Kosten der nach der Zuweisung geborenen 
Kinder der Zugewiesenen. 

Die englische Gesetzgebung erklärt nur die Kosten des 
Unterhalts der Irren und derjenigen Armen, welche nach einem 
fünfjährigen Aufenthalt in einer Gemeinde Unterstützungsan- 
sprüche daselbst erlangen, daher nicht in ihre Heimathgemeinde 
zurückgewiesen werden dürfen (Peels Bestimmung, 9 u. 10. 
Vict. c. 66. um in Folge der Aufhebung der Korngesetze einen 
Theil der Armenlaslen auf die Städte zu wälzen) nach der 
Bodkinsacle von 1847 für eine Unionslast, um die aus der 
vorgenannten Peelsacte entsprungene ausserordentliche Belastung 
vieler Städte zu mildern *). 

Das irländische Armengeselz von 1838 aber erklärt die 
Pflicht der Armenunterhallung im Aligemeinen für eine Districts- 
last, d.h. als eine Pflicht der Wahlbezirke, welche die 
Armencommission innerhalb der Union zumZweck 
der Wahl der Armenpflegschaf tsräthe nach Gut- 
dünken zu machen berechtigt ist, wobei jedoch städti- 
sche Bezirke nicht gelrennt werden dürfen *). 

1) Württ. GescU vom 4. Dccbr. 1833. Art. 35—40. 

2) Pashiey, S. 277. 

3) Ges. vom 31. Jul. 1838. Art. 62. 
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Der Wahldistrict hat alle Werkhausarmen, (auf 
Unterstützung ausser dem Werkhaus besteht in Irland kein 
Anspruch, wie überhaupt auch kein Recht zur Aufnahme ins 
Werkhaus) die in den letzten zwölf Monaten ihren Wohnsitz in 
demselben gehabt haben, gemeinschaftlich zu unterhallen. 

Diese gesetzliche Bestimmung für Irland ist aus der lieber- 
Zeugung hervorgegangen, dass die Verpflichtung der einzelnen 
Gemeinden oder Pfarreien zur Tragung ihrer Armenlaslen wegen 
des übermässigen Drucks auf einzelne Gemeinden unausführbar 
wäre. Uebrigens ist die oft willkührliche Bildung der Districte, 
die nicht auf historische Gemeinschaft sich gründet, ein Haupt- 
grund der Aufregung gegen die Einruhrung der neuen Armen- 
gesetzgebung in Irland gewesen. 

Nach diesem irländischen Vorgange nun und auf den Grund 
der in der Gesetzgebung von Elisabeth schon liegenden Keime 
einer gemeinschaftlichen Tragung der Armenlasten durch grössere 
Armenverbände hat in England in der neuesten Zeit der Vor- 
schlag vielfach Anklang gefunden, das Heimathrecht und die 
Armensteuer je auf den ganzen Unionsbezirk auszu- 
dehnen. 

Der Gedanke hat namentlich in den grossen Städten Wurzel 
gefassl, wo häufig die ärmsten, mit Armuth und Krankheiten 
am meisten heimgesuchten Pfarreien die höchsten, die reichsten 
und von wenigen Armen bewohnten Pfarreien aber die gering- 
sten Armenlasten zu tragen haben; wo daher die Austheilung 
der Lasten auf die Unionsbezirke zu einer Erleichterung der 
Steuerpflichtigen in den ärmeren und zu einer grösseren Bei- 
zichung derselben in den reicheren Quartieren führen müsste, 
während zugleich die Heimathprocesse vermindert werden würden. 

Indessen führt doch eine nähere Betrachtung zu der Ein- 
sicht Yon der Unräthlichkeit der Ausführung dieses Gedankens. 

Allerdings würde die Maassregel dazu beitragen, Ungleich- 
heiten in verschiedenen Pfarreien desselben Bezirks auf- 
zuheben , und die Heimathsireitigkeiten , die jetzt von Gemeinde 
zu Gemeinde im ganzen Königreich vorkommen, auf Heimath- 
sireitigkeiten zwischen den Unionsbezirken beschränken. 

Allein sie würde die grossen Ungleichheilen, die auch 
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zwischen den Gesammtlasten der verschiedenen Unionsbezirke, 
d. h. zwischen verschiedenen Stadien und zwischen den aus 
städtischen und ländlichen Pfarreien zusammengesetzten Unions- 
bezirken bestehen , nicht vertilgen , vielfach durch gänzlich ver- 
änderte Besteurung des Grundeigenthums eine völlige Revolution 
in den Eigenthumsverhaltnissen erzeugen, namentlich in die bisher 
geschlossenen und von Annen gesäuberten Besitzungen tief ein- 
greifen, und die Heinialhprocesse und Ausweisungen zwar min- 
dern, aber um so weniger im Verhällniss zu der verminderten 
Zahl der Bezirke, als erfahrungsmässig die Heimath processe 
hauptsächlich zwischen Pfarreien sich entspinnen, die entfernten 
Theilen des Reiches angehören. 

Hauptsächlich aber würde die Wälzung der Armenlasten auf 
die Union zur Vermehrung dieser Lasten beilragen, weil eine 
Unterstützung Geraeindeangehöriger um so eher befürwortet 
werden würde, je mehr sie nicht unmittelbar von der Gemeinde 
selbst, sondern von einer Gemeinschaft von 20 bis 30 Gemeinden 
zu tragen wäre Q. 

Dieser letztere Grund hauptsächlich spricht auch bei uns 
gegen die allgemeine Anwendung des Grundsatzes, dass 
die (Oberamts-) Bezirke zu gemeinschaftlicher Tragung 
sämmilicher Armenlasten gesetzlich angehalten werden sollen. 

3) In der Absicht, einestheils die Leitung des Armen- 
wesens in den Händen des Staats zu centralisiren, anderntheils 
den Zankapfel der Heimalhberechtigung aus dem Wege zu 
schaffen, und die Zurückweisung der Armen in ihre Heimath 
im P'alle von Gewerbsstockungen zu verhindern, zugleich aber, 
um die bisherigen Armenlasten der Gemeinden durch theilweise 
Uebernahme derselben auf den Unionsbezirk für die Zukunft 
nicht unverhällnissmässig steigern zu lassen, ist von dem eng- 
lischen Armencommissär Pigott der Vorschlag gemacht worden, 
die gesammten Armenlasten aus der Staatskasse zu bezahlen, 
die Kosten des Armenwesens aber von den Unionsbezirken 
nach dem durchschnittlichen Betrag derselben je in der ver- 
flossenen dreijährigen Periode zu erheben, das Beitrags - V e r- 

1) s. auch Pasliley, Paupcrism and poor law. S. 329 fl. 
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hältniss der Pfarreien zu den Unionslasten nach dem Ver- 
liältniss der bisher erhobenen Local- Armentaxen für die 
Zukunft zu fixiren, und den Grundsatz aufzustellen , dass 
jede arme Person im Falle ihrer Hülfsbedürftigkeit da als heimath> 
berechtigt angesehen werden soll, wo sie sich zur Zeit der 
Verarmung befindet. 

Es erheben sich jedoch auch gegen diesen Vorschlag ge- 
rechte Bedenken. Was das Recht des Unterstützungsanspruchs 
am Ort des Aufenthalts betrifft, so hat dieser im Armengeselz 
von Irland (1838) ausgesprochene Grundsatz im Jahr 1843 da- 
hin erweitert werden mUssen, dass der Unterstützungsanspruch 
da geltend zu machen sei, wo der Bedürftige in den letzten 
zwölf Monaten eine Pachtung oder irgend ein Anwesen innege- 
habt oder wenigstens regelmässig geschlafen habe, da doch nicht 
jeder auch noch so kurze Aufenhalt diesen Anspruch begründen 
kann. Würde das Letztere der Fall sein, so würde der Arme 
leicht von Bezirk zu Bezirk auf die Weide getrieben werden; 
im Falle aber der letzte längere Aufenthalt entscheidend wäre, 
so würde immerhin für die Gemeinden der Union,- namentlich 
fiir grössere städtische Gemeinden, die selbst einen oder mehrere 
Unionsbezirke bilden, ein grosses Interesse bestehen, armen 
Personen aus anderen Unionen den Aufenthalt bei sich auf längere 
Zeit nicht zu gestatten, obgleich dieses Interesse durch die Ab- 
wälzung der Armenlasten auf die Union im Ganzen und durch 
die Beilragspflicht der einzelnen Gemeinden nur im Verhältniss 
zu ihren bisherigen Lasten allerdings beträchtlich verringert 
würde. 

Ausser dem schon oben erwähnten Einwurf der Gefahr der 
Erhöhung der Armenlasten durch Wälzung derselben auf die 
Union trifft den Vorschlag aber hauptsächlich der Vorwurf, dass 
er das zur Zeit bestehende Lastenverhältniss für alle Zu- 
kunft fixiren will. 

Denn die Armuths- und Reichthums-Verhältnisse der Ge- 
meinden können im Laufe eines halben Jahrhunderts namentlich 
in einem gewerbreichen Lande, wo einzelne Gewerbszweige 
aufblühen, andere absterben und die Bevölkerungsverhältnisse 
oft ausserordentlich wechseln, sich völlig umgestalten und die 
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Fcslhaltung eines vüUig veralteten Maasstabs der Lastenverthei- 
lung könnte daher mit der Zeit zur grüssten Ungerechtigkeit 
und Härte werden '). 

4) Bei den mancherlei Nachtheilen, welchen sowohl die 
Local- als die Bezirks-Armenpflege unterliegt, ist der schon 
während der französischen Revolution versuchte Gedanke einer 
völligen Centralisirung des Armenwesens durch 
den Staat aufs Neue in Frage gekommen. Es ist in England 
vorgeschlagen worden , die gesammte Armenlast des Landes 
nach den bisherigen Armenbesteurungs-Grundsätzen 
d. h. mit fortwährender Wülzung der Armenlasten ausschliesslich 
auf den Real besitz, gleichmässig umzulegen, ohne bei der 
Besteurung auf die Verschiedenheit der Armenlasten in den ein- 
zelnen Gemeinden oder Unionsbezirken Rücksicht zu nehmen. 

Der Graf Malmesbury hat vorgeschlagen , die Armensteuer 
in der Form einer besonderen Einkommenstaxe nach 
dem Vorbilde der Peel'schen Einkommenssteuer von dem ge- 
sammten Reineinkommen des Landes zu erheben, den Maximal- 
Betrag derselben aber je auf 10 oder 20 Jahre zum Voraus zu 
fixiren, so dass je nach den Verhältnissen des Landes zwar 
weniger, nicht aber mehr erhoben werden dürfte "}. 

Als Vorlheile dieser Umwandlung der Localarmenlasten in 
eine Nationallast hat man die Aufhebung der Ungleichheit der 
Belastung der einzelnen Pfarreien und Bezirke, und die Mög- 
lichkeit der Aufliebung aller Heimathrechtsbestimmungen mit 
ihren nachtheiligen Folgen betrachtet. Der freien Circulalion der 
Arbeitskräfte würde keine Schranke mehr im Wege stehen, 
Ueberfluss und Mangel an Arbeitern in den verschiedenen Ge- 
meinden des Landes würden sich mehr ausgleichen, die Arbeit 
der ansässigen und fremden Arbeiter mehr nach ihrem wahren 
Werthe geschätzt und bezahlt, und nicht aus Furcht vor Armen- 
lasten dem Gemeindeangehörigen unbedingt vor dem Fremden, 
dem sorglosen Bettler vor dem vorsichtigen Hausvater, dem 
Verheiratheten vor dem Ledigen, dem Kinderreichen vor dem 



1) Pashiey, I.e. S. 342. 

2) Pashiey, I.e. S. 346. 
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Kinderarmen der Vorzug gegeben. Die Grundbesitzer würden 
keine Ursache mehr haben , ihre Besitzungen zu entvölkern , die 
Errichtung von Arbeiterwohnungen auf denselben zu verhindern, 
und ihre Arbeiter von entfernten Ortschaften herbeizuziehen, 
vielmehr würden sie veranlasst werden, tüchtige Arbeiter auf 
ihren Gütern anzusiedeln, um die Zeit, die sie durch oft meilen- 
weite Morgen- und Abendmärsche verlieren, für sich 2u gewinnen. 

Trotz diesen Yortheilen der Uebernahme der Armenlasten 
auf den Staat würden bei der Durchführung dieses Planes doch 
überwiegende Nachtheile sich herausstellen. 

Viele Gemeinden sind im Laufe der Jahrhunderte durch die 
Freigebigkeit ihrer Mitbürger und durch guten Gemeindehaushalt 
in den Besitz von mancherlei Stiftungen und anderen Armen- 
gütern gekommen. Andere entbehren — mehr oder weniger 
durch eigene Verschuldung — solcher Hülfsmittel. Eine Ueber- 
wälzung der Armenlasten auf den Staat würde einer Einziehung 
dieser Güter gleichkommen; denn bei der Umlage einer allge- 
meinen Armensteuer durch den Staat würde der einzelnen Ge- 
meinde ihr Armengut nicht zum Nutzen gereichen; sie würde 
zur allgemeinen Steuer beigezogen werden, auch wenn sie zu- 
vor allein aus ihrem Armengut ihre Armenbedürfnisse hätte be- 
friedigen können, und sie würde keine höhere Steuer zu tragen 
haben, auch wenn sie ihren Armenfonds früher vollständig auf- 
gezehrt hätte. Mit der Uebernahme der Armenlasten auf den 
Staat hängt daher auch die Einziehung aller Armenstiftungen 
aufs Engste zusammen und das französische Gesetz vom 19. März 
1793 schrieb demgetnäss vor, dass die Güter der Hospitäler und 
der milden Stiftungen verkauft und ihr ganzes Vermögen mit 
dem Staatsvermögen vereinigt werden soll. Mit anderen Worten : 
die Staatsarmenpflege führt zu einem grossartigen Systeme der 
Beraubung der milden Stiftungen. 

Hieran knüpft sich die natürliche Folge, dass die reiche 
Quelle der Privatstiflungen ftir Armenzwecke für die Zukunft 
versiegt. Wie bedeutend auch in der Gegenwart die Summen 
sind, welche auf diese Weise die freie Mildlhätigkeit der Armuth 
zuwendet, mag daraus entnommen werden, dass in den 15 Jahren 
von 1833—48 im preussischen Staate über 8 Mill. Thaler und 
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jährlich nicht unter 400,000 Thlr. Schenkungen und Vermächt- 
nisse für wohlthätige Zwecke berechnet worden sind '). 

Die Staatsarmenpflege würde ferner die Bemühungen der 
Gemeinden, der Verarmung ihrer Mitglieder vorzubeugen, 
wesentlich schwächen. Es ist eine bekannte Erfahrung, dass 
schlechte Zucht und Ordnung und schlechter Haushalt in einer 
Gemeinde mit schnellen Schritten die Verarmung in derselben 
mehrt, gute weltliche und geistliche Ortsvorsteher aber einen 
mächtigen Einfluss auf den Wohlstand ihrer Gemeindeangehörigen 
auszuüben vermögen. Wenn aber der guten Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten kein Lohn, der schlechten Verwaltung 
keine Strafe folgen würde, wenn den in Zuchtlosigkeit und 
Armuth versinkenden Gemeinden immer grössere Beiträge aus 
der öfTentlichen Kasse zufliessen, gleichsam Prämien vom Staate 
ausgesetzt würden, so müsste ein mächtiger Antrieb zu Verhütung 
der Armuth in den Gemeinden wegfallen. 

Auf der- anderen Seite würden die Ansprüche auf öiTent- 
liche Unterstützung an den Ortsbehörden selbst die eifrigsten 
Fürsprecher finden. Obgleich jede Unterstützung dazu beitragen 
müsste, die Beitragsquote jeder einzelnen Gemeinde zur allge- 
meinen Armensteuer zu mehren, so würde diese Erhöhung der 
allgemeinen Last doch kein Abhaltungsgrund Tür die einzelnen 
Gemeinden sein, die Unterstützung ihrer Armen zu befünvorten; 
denn jede würde sich bemühen, für ihre Armen einen Löwen- 
antheil zu bekommen. Wie viele Arme, die von den unter- 
slützungspflichtigen Gemeinden an ihre Verwandten und an die 
Privatwohlthätigkeit ihrer Freunde und Bekannten verwiesen 
werden, wie viele halb und temporär Arbeitsunfähige, die mit 
kleinen und temporären Gaben abgespeist oder ihrer eigenen 
schwachen Kraft überlassen werden , würden bei einer Unter- 
stützung durch den Staat amtliche Armuthszeugnisse erhalten, und 
in die öiTentlichen Armenlisten eingetragen werden? Die er- 
leichterte Unterstützung aber würde die Ansprüche der Armen 
selbst in hohem Grade mehren, und die Gesetzgebung würde 



1) Dieterici, Mittheilnngcn des itatistischen Bureau'g in Berlin. 1850. 
S. 161 flg. 
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ein begehrliches, unzufriedenes, faules Proletariat heranziehen, 
das endlich für Staat und Gemeinde und den steuerpflichtigen 
Bürger eine unerträgliche Last werden müsste. Um so mehr, 
als mit der Uebernahme der Armenlasten auf die Schultern des 
Staats die freie Mildthätigkeit der Privaten, die oft mit geringen 
Mitteln so Vieles zu leisten vermag, vollkommen ihr Ende finden 
würde. 

In dem Bewusstsein, dass die Staatsarmenpflege eine gren- 
zenlose Vermehrung der Unterstützungsansprüche herbeiführen 
würde, ist, wie oben erwähnt wurde, der Vorschlag gemacht 
worden, die Summe auf ein bestimmtes Maass zu fixiren. 
Auch die Gesetzgebung des Kantons Bern, welche in der That 
die Verpflichtung der Gemeinden zur Armenunterstützung auf- 
gehoben und unter Zuweisung der arbeitsfähigen Armen 
an die Privatwohlthätlgkeit, die Armenpflege dem Staate zuge- 
wiesen, hat es für nöthig erachtet, den während der üeber- 
gangsperiode zu leistenden ausserordentlichen Staatsbeitrag auf 
400,000 fr. zu flxiren. 

Allein selbst eine solche Fixirung könnte dem anschwellenden 
Strome der Armenansprüche für die Dauer keine Grenze setzen. 
Die Begrenzung der Summe würde zu mehr oder weniger will- 
kürlichen Abzügen, zu Begünstigungen auf der einen, zu Benach- 
theiligungen auf der anderen Seite führen. Welche Ouelle von 
Beschwerden gegen die öffentlichen Organe würde die Verthei- 
lung der Unterstützungen werden? Welches mächtige Werk- 
zeug ehrgeiziger Demagogen, um die Massen gegen die Staats- 
gewalt aufzustacheln ? Welches Mittel für die Regierungsgewalt 
endlich, Gnaden zu ertheilen und zu versagen? welcher breite 
Weg, um die Selbstständigkeit der Gemeindeverwaltung voll- 
ständig zu vernichten? Denn wer die Pflicht hat, die Armen 
der Gemeinden zu versorgen, muss auch das Recht und kräftige 
Mittel in die Hand bekommen, um der Verarmung in den Ge- 
meinden vorzubeugen. 

5) Die bisherigen Betrachtungen führen zu der Ueberzeu- 
gung, dass von einer ausschliesslichen Staatsarmenpflege nicht 
die Rede sein kann, und es entsteht daher die Frage, ob nicht 
eine Combination der Staats- und Gemeindearmen- 
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pflege möglich sei, wobei das Interesse der Gemeinden, der 
Verarmung ihrer Angehörigen vorzubeugen, und die Armenlasten 
möglichst zu mindern, lebendig erhalten, zugleich aber der allzu 
ungleiche Druck der Armenlasten für die Gemeinden aufgehoben 
und die Freiheit der Uebersiedelung und des Aufenthalts in 
grösstem Maasse gewährt werden könnte? 

In diesem Sinne ist kürzlich von Pashley (1. c. S. 356 flg.) 
folgender Vorschlag gemacht worden: 

Die Heimathgesetze sollen gänzlich aufgehoben werden; 
ein Gesetz soll die Erhebung und Verwaltung dier zum Unterhalt 
der Armen erforderlichen Summen regeln ; die für diesen Zweck 
erforderliche gesammte Jahressumme soll nach dem Maasstab 
des Armensteuerkataslers aufgebracht werden; jedoch in der 
Weise, dass '/s ^^s wirklichen Armenaufwands auf jede 
Pfarrei, die weiteren '/s der Summe mittelst einer im gan- 
zen Lande gleichen Steuer auf alle Armensteuerpflichtigen 
des Landes umgelegt, die Landes- und Localarmensteuer aber 
je in einer G e s a m m t s u m m e erhoben würden. 

Würde beispielsweise die Rente des Realeigenthums in 
England 120 Mill. Pf. St., die Armensteuer 6 Millionen betragen, 
so müsste 1 Sh. vom Pf. Sterl. erhoben werden; 8 d. p. Pf. 
hätte jede Pfarrei gleichmässig zu tragen , oder 4 Millionen Pf. 
würden durch eine allgemeine gleichmässige Steuer aufgebracht 
werden, die übrigen 2 Mill. aber würden in jeder Pfarrei genau 
im Verhältniss von '/$ ihres Armenbedarfs umgelegt werden. 

Die Armenbehörde hätte jedes Jahr vor dem 1. März die 
allgemeine Pfundrate für das folgende Jahr zu bestimmen, jede 
Pfarrei für sich den Localbedarf; hienach würde in einer Summe 
für jeden Steuerpflichtigen der Jahresbelrag der Steuer, zahlbar 
in vierteljährlichen Raten, bestimmt. 

Die Pfarreien jeder Union würden von der erhobenen Armen- 
taxe den Ueberschuss über ihren eigenen Bedarf an den Unions- 
schatzmeister bezahlen oder den Abmaiigel von demselben er- 
halten, und die Ausgleichung zwischen den verschiedenen Unionen 
würde auf dem Bureau der Armencommission slatlfinden. 

Die Folge dieses Plans für England würde sein, dass jede 
Pfarrei, welche gegenwärtig mehr als den Durchschniltsbetrag 

Zeitschr. für Slaatsw. 1852 4s Heft. 43 
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der Armentaxen des Landes bezahlt, auch ferner mehr als diesen 
Betrag zu zahlen hätte, obgleich ilire Last erleichtert würde; 
dass dagegen jede Pfarrei, weiche jetzt weniger als den Durch- 
schnitlsbetrag entrichtet , auch künftig weniger als diesen Durch- 
schnittsbetrag zu bezahlen hätte, dass jedoch eine kleine neue 
Last ihr zuwachsen würde. Das Interesse der Gemeinden, ihre 
Armenlasten möglichst zu mindern , würde fortbestehen, da jede 
Steigerung zu ','3 ihr jedenfalls zur Last fallen würde, aber die 
drückenden Ungleichheiten für die offenen Ortschaften auf dem 
Lande, und für die grösseren Städte, namentlich im Fall von 
Gewerbs- und Handelskrisen, würden wegfallen, die Heimalh- 
streiligkeiten und Ausweisungen aufhören und die freie Circu- 
lation der Arbeit begünstigt. 

Einer Belästigung der einzelnen Gemeinden durch Unter- 
stützungsansprüche fremder müssiger Vagabunden aber, die unter 
dem Yorwand des Aufsuchens von Arbeit sich ausser ihrem 
Heimatbort aufhalten würden, könnte durch strenge Hand- 
habung der Gesetze gegen Vagabunden und durch angemes- 
sene Verschärfung der Disciplin in den Werkhäusern gegen 
solche Individuen, die unter dem Vorwand des Arbeitsuchens 
sich in fremden Gemeinden herumtreiben, entgegengewirkt 
werden. 

Historisch aber würde der Plan sich an den schon im 17len 
Jahrhundert in England, wie anderwärts, ausgesprochenen Grund- 
satz anschliessen, dass die reicheren Gemeinden verpflfchtet sein 
sollen, den ärmeren in Unterstützung ihrer Armen zu Hülfe zu 
kommen. 

Man muas diesem Plane die Gerechtigkeit widerfahren lassen, 
dass er scharf gedeicht ist, alle bestehenden Verhältnisse mög- 
lichst berücksichtigt, und dass er einen Weg andeutet, auf 
welchem bei der enormen Höhe und Ungleichheit der englischen 
Armenlasten mit den geringsten Nachtheilen einige Ausgleichung 
jener Lasten herbeigeführt werden mag. 

Allein als allgemeiner Grundsatz für die Armenpflege 
überhaupt, dass der Staat, abgesehen von seiner natürlichen und 
historischen Verpflichtung, der Armuth und Noth des Landes im 
Grossen Abhülfe zu leisten, einen mathematisch bestimmten An- 
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Iheil an den speciellen Lasten jeder Gemeinde übernehmen soll, 
lässt sich der Vorschlag nicht adopliren. 

Eine fehlerhafte Armengeselzgebuug, grosse Missbräuche in 
ihrer Ausführung, und eine eigenthümliche und riesenhafte Ent- 
wicklung des Landbaus, der Gewerbe und des Handels, des 
ländlichen und städtischen Lebens, haben in England Misstände ge- 
schaffen, die bei uns in Deutschland, wenn auch im Keime und 
im Kleinen vorhanden, doch entfernt nicht in ähnlicher Weise 
vorliegen. 

Unsere Aufgabe ist es, die falschen Wege, welche die 
englische Armengesetzgebung eingeschlagen hat, zu meiden, 
durch alle dem Staat und den Gemeinden zu Gebot stehenden 
vorbeugenden Mittel der . Steigerung der Armenlasten ent- 
gegen zu wirken, der Privat - und kirchlichen Armenpflege wieder 
die möglichst grosse Wirksamkeit einzuräumen, die öffenfliche 
Armenunterstützung soweit immer möglich auf solche Fälle zil 
reduciren, wo sie nicht selbst wieder zur Quelle gesteig^erter Ar- 
menansprüche wird; nicht aber durch gesetzliche Repartition der 
Lasten auf die Schultern des Staats und der Gemeinden die 
officielle Armenpflege immer mehr zu erweitern, die Wirksamkeit 
der Privat- und kirchlichen Thätigkeit zu untergraben, und 
einen Weg, der in England unter anderen unendlich vorge- 
schrittenen Verhältnissen angedeutet ist, zu unserem Verderben 
in blinder Nachahmung zu verfolgen. Ueberdiess weisen die 
neuesten Maassregeln der englischen Gesetzgebung und die Vor- 
schläge der Regierung noch keineswegs darauf hin , dass sie 
geneigt ist, von dem bisherigen System der dortigen Armen- 
pflege ab- und zu dem Systeme der Staatsarmenpflege, wenn 
auch nur in modificirter Weise, überzugehen. 

IV. Wie soll die Concurrenz der Privat- und Vereins- 
armenpflege, der Gemeinde-, Bezirks- und StaatsbeihUlfe, 
geregelt werden? 

Wir haben früher die Gründe auseinandergesetzt, welche es 
räthlich machen , dass die Gesetzgebung jeden Ausspruch eines 
formliciicn Rechtes auf öff'eniliche Unterstützung vermeidet. 
Die Unsicherheil fremder Hülfe wenigstens in selbstverschuldeter 

43* 



g46 Concurrenz der Privaten, der Gemeinden und des Staats 

Noth soll 1) Jeden zur Vorsicht, Sparsamkeit, und zur An- 
spannung aller Kräfte auffordern, um sich und die Seinigen durch 
Selbsthülfe so weit als immer möglich vor Verarmung zu 
schützen. Um diese Selbsthülfe zu erleichtern, um Gelegenheit 
zur Anlage und Ansammlung von Ersparnissen zu geben, um 
diese Ersparnisse möglichst fruchtbar zu machen, gegen ungün- 
stige WechselPälle zu sichern, kann die Gemeinde, der Bezirk 
oder der Staat eine Reihe von Anstalten gründen, die in hohem 
Grade segensreich wirken, und die öffentliche Unterstützung, die 
in der Form der Verwaltung von Leih - und Sparkassen, u. s. w. 
gewährt wird, bringt tausendfaltige Früchte. Hiebei drängt sich 
die Frage auf, ob nicht in der subsidiären Pflicht der Ge- 
meinden und des Staats zur Armenunterslützung die Berech- 
tigung, ja die Verpflichtung liege, wenigstens für die 
niederen dienenden und arbeitenden Klassen je nach den indi- 
viduellen Verhältnissen einen gewissen moralischen Zwang zur 
vorsorglichen Ansammlung von Ersparnissen eintreten zu lassen? 

Wir glauben diese Frage bejahen zu müssen. Jetzt schon 
nöthigt der Staat seine Diener zu Einlagen in Pensionskassen, 
schon werden Bergleute, Waldarbeiter, Arbeiter auf grossen 
Gütern und in Fabriken häufig zu Einlagen in Sparkassen ver- 
tragsmässig verpflichtet, nicht selten zwingen die Gemeinden zu 
Einlagen in Krankenkassen für Dienstboten; sollte es unzulässig 
und undurchführbar sein, sämmllichen Dienstherrschaften, Hand- 
werksmeistern, grossen Gutsbesitzern oder Pächtern, Fabrik- 
herrn u. s. w. die Verpflichtung aufzulegen, von ihren Unterge- 
benen regelmässige Einlagen in Sparkassen zu vermitteln? einen 
jährlichen Nachweis der Erfüllung dieser Verpflichtung oder die 
Begründung der Unterlassung vor den Armenbehörden zu 
fordern ? 

Die Aufhebung eines Rechts der Armen auf öffentliche 
Unterstützung soll aber 2) auch die Wirkung haben , Ver- 
wandte, Freunde und Bekannte zur Hülfeleistung aufzufordern, 
überhaupt die Privatwohlthätigkeit rege zu erhalten. 

Was zunächst die Hülfe der nächsten Verwandten betrifft, 
so ist auch durch das positive Privatrecht die natürliche Ver- 
pflichtung der Eltern und Kinder zu gegenseitiger Unter- 
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Stützung ausgesprochen. Auch die Rechlspflicht des Vaters zur Er- 
nährung seiner unehelichen Kinder ist selbst da gesetzlich 
anerkannt, wo, wie in Frankreich, die Klage aufAnerkennung 
der Vaterschaft unzulässig ist'). Ob die Geschwister gegen- 
seitig eine rechtliche Unterstützungspflicht haben , ist gemein;- 
rechllich bestritten. In Württemberg hat sich (1844) die höchste 
Gerichlsstelle dagegen ausgesprochen '). 

Eine weitergehende Verpflichtung aber hat sich in der 
Schweiz ausgebildet. In den Urkantonen besteht eine Fami- 
lienunterslützungspflicht noch heute bis ins 6. und 7. Glied. Zu 
diesem Ende haben sich Heirathssteuern und sog. „Familien- 
listen" gebildet. In Luzern, Solothurn und anderen Kantonen 
sind die Familiensteuern erst vor Kurzem abgeschafll worden*). 

Es ist anzuerkennen, dass eine unbeschränkte rechtliche 
Verpflichtung der Geschwister und noch mehr der entfernteren 
Verwandten zu gegenseitiger Unterstützung vielfach zu einer grossen 
Härte führen würde. Allein die Aufhebung aller rechtlichen Ver- 
pflichtung gehl ebenfalls ofl'enbar zu weil. Wem in der Welt liegt 
die Pflicht, der Verarmung vorzubeugen und in der Nolh nach 
Kräften zu helfen, näher, als den nächsten Verwandten? Soll 
die arme Schwester im Spital der Gemeinde unterhalten werden 
müssen, während der unnatürliche Bruder im Reichthum schwelgt ? 
Würde nicht die Verpflichtung zu einem, wenn auch nur ver- 
hältnissmässig kleinen Beilrag für bestimmte Verwandtschaftsgrade 
den Familiengeist beleben, die Familieaverbindungen lebendiger 
erhalten, die gegenseitige Aufsicht der Verwandten scharfen, 
nützliche Stiftungen für Familien zwecke ins Leben rufen und 
den Gemeinden und dem Staat die Armenlasten um ein Beträcht- 
liches erleichtern ? Nach dem Verhältniss, in welchem das R e c h t 



1) Die väterlichen Grosseltern sind nach Württemb. Recht nur dann 
zur Alimentation des unehelichen Enkels verpflichtet, wenn sie als Erben in 
das Vermögen des Sohnes eingetreten sind. Gesetz über die privatrecht- 
lichen Folgen von Verbrechen uud Strafen vom 5. Septbr. 1839. Art. 28, 
Reg. Bl. S. 563. 

2) Sarwey's Monatschrift 1845. Band 10. S. 410 folg. 

3) Zyro, Antipauperismus. Bern 1851. S. 62. 
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der Beerbung der Verwandten näher oder entfernter steht, 
müsste auch die Pflicht zur Unterstützung sich abstufen. 

An den Kreis der nächsten Verwandten reihen sich die Taufpa- 
then, die Mitglieder der Zunft oder sonstigen Berufsgenossenschatl, 
die Glieder der kirchlichen Gemeinde im Ganzen, die unter Ver- 
mittlung der Geistlichen und der Armenpfleger zu freien Gaben und 
Hülfeleistungen um so leichter zu bewegen sind, je mehr sie 
überzeugt sein dürfen, dass die bürgerliche Gewalt die Anfor- 
derungen an die öflentliche Kasse zurück- und die Armen an die 
freie Mildthätigkeit verweist. 

Ist in dieser und ähnlicher Weise die Armenpflege zu einem 
guten Theile auf das Gebiet der Privat- und kirchlichen Thä- 
tigkeit zurückgewiesen, so kann die bürgerliche Gemeinde 
selbst dann, wenn die freien Gaben und die kirchlichen Mittel 
nicht ausreichen, sich noch von dem unmittelbaren Eingreifen in 
die Armenpflege zurückziehen, indem sie den Privatvereinen und 
den kirchlichen Organen Zuschüsse aus ihren Kassen unter der 
Bedingung des Nachweises zweckmässiger Verwendung reicht. 

Je höher unvermeidlich die Zuschüsse aus den öffentlichen 
Fonds, welche der Aufsicht der bürgerlichen Gemeinde 
unterworfen sind, oder aus den Gemeindeeinkünften überhaupt 
werden, desto mehr tritt allerdings die Nothwendigkeit einer 
direkten Mitwirkung der bürgerlichen Gemeindebehörden bei der 
Armenpflege selbst ein. Aber es bleibt immerhin wünschens- 
werth, der freien Privat- und kirchlichen Thätigkeit stets einen 
möglichst grossen Spielraum einzuräumen , um diese Thätigkeit 
nicht zu lähmen , vielmehr sie ununterbrochen wach und rege 
zu erhalten. 

Diese Tendenz hat in Würllemberg zu der eigenthümlichen 
Bildung der Localwohlthätigkeitsvereine geführt, welche 
in der Regel ihren stiindigen Mittelpunkt in den geistlichen und 
weltHchen Vorstehern finden, sich aber mit freiwillig mitwirkenden 
Gliedern aus der Gemeinde (Männern und Frauen) umgeben 
und so die freie Privallhätigkeit durch die Erfahrung und das 
amtliche Ansehen der Beamten verstärken. Den leitenden Mit- 
glifedern dieser Vereine ist bei Vertheilung von Stiftungsmitteln, 
der Gaben freier Wohlthätigkeit u. s. w. gesetzlich eine bera- 
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thende, beziehungsweise selbst mitentscheidende Stimme einge- 
räumt '). 

Daran reiht sich das Wirken der rein amtlichen Behörden, 
soweit es sich zugleich um die Interessen der Gemeinden und 
Stiftungen oder um eine polizeiliche Thätigkeit handelt. 

So ist es zunächst die Gemeinde, die theils durch die 
Privat- und kirchliche Thätigkeit, theils durch die amtliche Wirk- 
samkeit ihrer Behörden die Anstalten zu Verhütung der Armuth 
trifft, die Yersorguung der ihr angehörigen Armen übernimmt, die 
Aufsicht über dieselben leitet, und die Zucht und Ordnung handhabt. 

An die Thätigkeit der Gemeinden reiht sich die der Bezirke. 

Um der Privatarmenpflege auch für den Umkreis der 
Bezirke einen festen Mittelpunkt zu geben, ist es zweckmässig, 
auch hier in den geistlichen und welllichen Vorstehern der Be- 
zirke von Amtswegen berathende und mitwirkende Glieder der 
Bezirksvereine zu schaffen*), und in der Aufgabe dieser Be- 
zirksvereine liegt es namentlich, bei Vertheilung der Mittel, über die 
sie zu verfügen haben, auf Ausgleichung der Lasten hinzuwirken, 
welche in verschiedenem Maasse auf den Gemeinden des Bezirks 



1) Ein neues Organ für freie kirchliche Armenpflege ist für Württem- 
berg in den 1851 eingeführten Pfa rrgemeinderä Ih en geschaffen wor- 
den welchen besonders auch die Besorgung der christlichen Armen- und 
Kranlicnpflege obliegt. Ausser den freiwilligen Beiträgen, die ihnen aus 
Privat - oder Stiftungsmitteln zufliessen, haben sie bis jetzt über keine öffent- 
lichen Geldmittel zu verfügen. Die Verwaltung der örtlichen Stiftungen, 
der rein kirchlichen und der gemischten, bleibt vorerst in den Händen der 
aus den Orlsgeistlichen und den weltlichen Gemeindevorstehern und Käthen 
bestehenden Stiftungsrä the , beziehungsweise Kirchencon vente. 

2) In Württemberg, wo bis 1847 die weltlichen und geistlichen Be- 
zirksbeamten den ständigen Mittelpunkt der Bezirksvereine von Amtswegen 
bildeten, ist die amtliche Mitwirkung in eine Betheiligung aus freiem .\ntrieb 
umgewandelt worden, um der freien Privatthätigkeit einen grösseren Spiel- 
raum zu gewähren. So bilden die Bezirksvereine jetzt lediglich Privatvereine, 
welchen jedoch gewisse Vorrechte vor sonstigen Privatvereinen z. B. Recht 
auf Mittheilung der amtlichen Armenberichte, auf Einsichtnahme von den 
Wohllhätigkeitsanstalten des Bezirks! u. s. w. zustehen und gewisse allge- 
meine Verpflichtungen, Anschluss an den allgemeinen Landesverein, Begut- 
achtung von Unlerstüliungsgesuchen der Gemeinden u. s. w. auferlegt sind. 
S. Leube,-der allgemeine Wohlthätigkeitsverein im Königr. Württemberg. 
Stuttgart, 1850. S. 7. 
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liegen. Eine subsidiäre gesetzliche Uebernahme aller Orlsar- 
menlasten auf die Bezirke und eine gleichmässige Austheilung 
derselben durch Bezirkssteuern lässt sich nach den früheren 
Ausführungen nicht billigen. 

Dagegen ist es allerdings zu rechtfertigen, wenn den in 
einem engeren wirthschaftlichen und politischen Verbände stehenden 
Gemeinden, den Amtskörperschaften, gesetzlich das Ansinnen 
gestellt wird, einzelnen besonders bedrängten Gemeinden, na- 
mentlich in ausserordentlichen Zeiten, mit ihrer Hülfe beizustehen 
durch Gaben, Anlehen, Bürgschaftsleistungen und dergl. '}. 

Ueberdiess liegt es ganz in der Aufgabe dieser Verei- 
nigungen, aus gemeinschaftlichen Mitteln gemeinnützige Anstalten 
zu gründen, die theils unausführbar wären in den einzelnen 
Gemeinden, theils mit verhältnissmässig geringeren Kosten und 
zweckmässiger in grösserem Maassstabe von den Bezirken her- 
gestellt werden können. 

Es gehören hieher namentlich Bezirksleih- und Sparkassen, 
Kinderrettungsanslalten , Beschäfligungsanstalten , Krankenhäuser, 
Bestellung von Armenärzten und dergl. ^}. 

An die Bezirksthäligkeit endlich reiht sich in grösseren 
Staaten die der Provinzen, in kleineren unmittelbar die Thäligkeit 
der Centralorgane der Privat- und öffentlichen 
Wohlthäligkeit. 

Wie es zweckmässig ist, für die Pr i va t wohl thätigkeit 
in den Gemeinden und Bezirken unter amtlicher Mitwirkung 



1) Die b airische Verordnung vom 17. Nov. 1816. §. 5. u. 6, will 
nicht nur, dass die Vereinigung mehrerer oder aller Gemeinden eines Ge- 
richtssprengels zu einem allgemeinen Armenpflegeverband auf jede Weise 
erleichtert, sondern auch, dass auf jede» Fall jedes Landgericht eine gemein- 
same Bezirksptlege in so weil und zu dem Ende bilden soll, dass einzelne 
dürftige und mit Armen überladene Gemeinden von den übrigen unterstützt, 
und solche Bedürfnisse, welche nicht blos örtlich sind , durch gemeinsame 
Kräfte bestritten werden. Aehnlich preussisches Gesetz vom 31. Dec. 
1842. §. 14. (Bildung von Landarmenverbänden.) 

2) In Württemberg hatten früher die Amtskörperschaften auch die 
Verpflichtung, Fruchtvorräthe (100—120 Scheffel) für Theuerungsjahre zu 
halten. Vergl. überh. die tüchtige Arbeil von Mayer, die Wftrtt. Gemein- 
dewirthscbaft. Stutig. 1851. §. 280. u. s. w. 
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ständige Organe ins Leben zu rufen, so gilt diess insbesondere 
auch für die Privalthätigkeit , welche sich über ein ganzes Land 
erstreckt. 

Ein solches Centralorgan ') der Privatwohllhäligkeil hat 
die Aufgabe, die Sammlung und zweckmässige Austheilung freier 
Gaben in allgemeineren Nothfällen, bei weitverbreitetem Hagel- 
schaden, in Theurungsjahren, bei Epidemieen u. s. w. unter Mit- 
wirkung der Bezirks- und Localvereine durch ihre Aufrufe zu 
vermitteln, einzelnen verarmten Bezirken mit besonderer Hülfe 
beizustehen, und so zur Ausgleichung der Armenlasten ihrer 
Seits beizutragen. Sie kann nach Maassgabe ihrer Mittel nütz- 
liche Anstalten unterstützen oder selbst ins Leben rufen, und 
auch der Staat kann sich dieses Organs bedienen, um Gaben 
aus öfTentlichen Mitteln in freier Weise zu zweckmässiger Ver- 
wendung gelangen zu lassen. 

An die über das ganze Land verbreitete, in dem Central- 
wohlthätigkeifsverein sich zu einer höheren Einheit zusammen- 
fassende Gesellschaflsarmenflege '^}schliesst sich endlich, die amtliche 
Wirksamkeit der Gemeinden und Bezirke ergänzend, die Thätig- 
keit des Staats selbst. Von ihm gehen die gesetzlichen An- 



1) In Würltcniberg die Cenlralleilun g des Wojjllhätigkeitsvereins. 
Ihre Mitglieder werden vom König ernannt und leisten unentgeldlich Uiensle. 
Sie bildet die Spitze der Privatwohltliätigkeitsvereine ^ den Giossal- 
mosenier des Königs und des Landes , ist aber zugleich unter dem Namen 
der Armencommission die unter dem Ministerium des Innern stehende 
allgemeine Staats armenbehörde. 

2) Die Organisation des allgemeinen Wohlthätigkeitsvereins in Württem- 
berg , der neuerlich auch die Aufmerksamkeit anderer Länder erregt und 
Nachahmung in denselben gefunden hat (s. Beck, die Centralleitung des 
Wohlthätigkeitsvereins in Württemberg. Darmstadt, 1847) verdanken wir der 
verewigten Königin Katharina , der ersten Präsidentin dieses Vereins , und 
jeine Bildung ist so sachgemass, dass er in seiner Gliederung und Verbin- 
dung der Vereins - und amtlichen Thatigkeit mit Hecht als allgemein näch- 
ahroungswerthes Vorbild aufgestellt zu werden verdient. 

Auch der neuerdings in Frankreich projectirte höhere Armenrath mit 
Departemental - Comites als Fortsetzung der localen Wohlthätigkeits-Bureaux 
(Annales de la Charit^. 1852. S. 142) hat zu sehr einen blos officiellen 
Charakter. Ueber ähnliche Organisationsversuche in Sardinien und Neapel, 
Moreau-Cbristopbe, de la misere. Paris 1851. III. 59. 94. 
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Ordnungen über Verwaltung der Stiftungen, über die Pflichten 
der Gemeinden und Bezirke aus, er greift anregend, unterstützend 
und regelnd ein, wenn die amtliche Local- und Bezirks- sowie 
die Yereinsthätigkeit nicht ausreicht, wenn einzelne Gemeinden 
oder Bezirke unter ausserordentlichen Lasten erliegen würden '}. 

Er übernimmt solche Anstalten, zu deren Gründung und 
Leitung grosse Geldmittel und ein höherer Grad von Einsicht 
nothwendig ist, und die dem ganzen Lande zum Nutzen 
und den Privaten, den Gemeinden und Bezirken als Vorbild 
und Muster zur Nachahmung dienen können, wie grosse 
Kranken- und Gebäranstalten, Irrenhäuser, Taubstummen- und 
Blindeninstitute, Pflegehäuser ftir Geistesschwache und Blödsinnige, 
allgemeine Waisen - und Rettungshäuser für verwahrloste Kinder. 
Er errichtet Zwangsbeschäftigungs - und Correctionshäuser ftir 
Asoten, Bettler und Vagabunden; er sorgt im Gebiete seiner 
eigenen Verwaltung für Verhütung der Armuth; gründet Pen- 
sions- und Sparkassen für seine Beamten, ihre Wittwen und 
Waisen, für die Arbeiter auf seinen Domainen, in seinen Berg- 
werken, für die ständigen Arbeiter in seinen Waldungen, für 
die Arbeiter bei seinen Eisenbahnen und technischen Gewerben; 
er gründet Invalidcnhäuser und unterstützt auf andere Weise 
die im Dienste erwerbsunfähig gewordenen Soldaten ; er stiftet in 
öiTentlichen Bädern Freistellen für arme Kranke, in seinen Schulen 
für arme fähige Jünglinge; er giebt Holz zu ermässigten Preisen 
oder uuentgeldlich an die Armen ab; gewährt bei der Justiz- 
pflegi', dem Abgabenwesen der Armuth Erleichterungen oder 
Befreiung von öfl'entlichen Lasten. 

So bleibt dem Staate, auch wenn er die Pflicht von sich 
weisl, die gesammten Arnienlasten auf seine Schultern zu neh- 
men, oder einen bestimmten Theil an sämmtlichen Locallasten 
zu tragen, ein grosses Feld des Wirkens übrig. Dieses Ar- 
beitsfeld wächst mit zunehmender Bevölkerung, mit der An- 
häufung der Menschen in den Städten und mit den Schwan- 

1) In Württemberg z. B. bezatilt der Staat gesetzlicli bei Epidemien «/j 
der Kosten der ärilllchen Behandlung, der Arzneien, der ärztlicl» verordneten 
Nahrungsmitiel und üelränlie für Unbemittelte ; die Reiseliosten der Aerale u. s. w. 
trügt er ganz. 
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kungen, welche in den allgemeinen Wohlstandsverhällnissen bei 
einer hoch gesteigerten und weit verzweigten Gewerbe- und 
Handelsindustrie immer häufiger und in verstärktem Maasse ein- 
treten, und giebt ihm nicht nur überreiche Gelegenheit, der 
historischen Verpflichtung gegen die Armuth zu geniigen, die ihm 
aus dem Besitz der Kloster - und anderer Kirchengliter erwachsen 
ist, sondern nimmt noch Uberdiess seine Mittel und seine Thä- 
tigkeit in der Regel weit tiber jenes Maass hinaus in Anspruch. 



Wir fassen das Ergebniss unserer Betrachtungen in Folgen- 
dem zusammen : 

1) Es besieht, abgesehen von dem Yerhältniss zwischen 
Eltern und Kindern und von Verpflichtungen, die aus Verträgen 
und Verschuldungen entspringen, an sich kein Recht mittelloser 
Menschen, auf Kosten ihrer wohlhabenden Mitbürger unterhalten 
zu werden ; wohl aber entspringt aus religiösen, moralischen und 
Klugheitsgründen die Pflicht der letzteren zur Unterstützung 
hülfsbedürftiger und würdiger Armen. Diese Pflicht ist zunächst 
eine sociale, nicht eine staatliche, d. h. die Armenpflege 
ist wesentlich Aufgabe der Privat- und Vereinsthätigk eit, 
unter Beihülfe wohllhäliger Stiftungen und unter Mitwirkung der 
kirchlichen Organe. 

2) Die Privat- und Vereinsthätigkeil bedarf, um ihre Kräfte 
und Mittel nicht in planloser Zersplitterung zu vergeuden, son- 
dern durch geordnete Verbindung zu verstärken , einer Organi- 
sation in den einzelnen Gemeinden, und einer organischen Glie- 
derung, welche sich auf grössere Bezirke und auf das Land im 
Ganzen erstreckt. 

In der thätigen , von Staatswegen veranlassten Theilnahme 
der welllichen und geistlichen Local - und Bezirksbeamten 
an diesen Vereinen und in der persönlichen Mitwirkung des 
Staatsoberhaupts oder eines Gliedes seines Hauses bei dem all- 
gemeinen Landesverein oder seiner Centralleitung findet die 
Vereinsthätigkeil Ermunterung, Beirath, Stütze und eine Bürg- 
schaft der Dauer. 

3} Obgleich die Armenpflege zunächst eine sociale, nicht 
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eine staatliche Verpflichtung ist, die unbeschränkte Anerkennung 
derselben von der Slaatsgesellschafl vielmehr die einfachste, am 
Tiefsten dringende und wirksamste Nächstenhiilfe lähmt, den 
öffentlichen Behörden eine durch sie allein unlösbare Aufgabe 
stellt, und unerschwingliche Lasten auf die öffentlichen Kassen 
wälzt, so kann doch eine gesetzliche Einwirkung der Staats- 
gewalt auf die Regelung des Arnienwesens und die Anerkennung 
einer subsidiären Verpflichtung zur Armenpflege nicht um- 
gangen werden, 

weil es den christlichen Sitten widerstreitet, dass Jemand 
aus Mangel an dem Nuthwendigsten umkomme; 

weil ein weitverbreiteter Mangel an dem Nothwendigsten zur 
Störung der Rechtsordnung führt; 

weil der demoralisirende Bettel unbedingt untersagt werden 
muss, und 

weil theilweise auf dem heutigen Gülerbesitze der Staaten 
die Pflicht der Armenunterslützung ruht. 

4) Der gesetzlichen Anerkennung einer subsidiären 
Unterstützungspflicht von Seiten der S taatsgesellschafl ent- 
spricht auf Seiten der Armen ein subsidiäres Recht der Bitte 
auf Unterstützung aus öffentlichen Mitteln, nicht aber ein F Or- 
der ungs- und Klagerecht auf Almosen. Der gesetzliche 
Ausspruch eines förmlichen Rechtes auf Unterstützung im 
Fall der Beweisführung der Dürftigkeit demoralisirt, mehrt die 
Zahl der Armen und der Armenansprüche, maclit die Armen zu 
berechtigten Rentnern und Pensionären, Staat und Gemeinde zu 
ihren Schuldnern, kehrt die natürliche Ordnung der Dinge um. 

5) Am meisten schädlich wirkt das Recht auf öffentliche 
Unterstützung, wenn es selbst auf gesunde arbeitsfähige 
Arme, sei es auch nur auf Gewährung von Unterstützung in der 
Form von lohnender Arbeit, sich erstreckt. 

Der Staat hat die allgemeine Pflicht, den rechtlichen Erwerb 
seiner Bürger zu schützen und zu fördern , nicht aber jedem 
Einzelnen unmittelbar lohnende Arbeit zu verschaffen. 

Die gesetzliche Uebernahrae dieser Verpflichtung überhebt 
der Bemühung des Aufsuchens von Erwerbsquellen, wälzt die 
Verantwortlichkeit für die Beschaffenheit der geleisteten Arbeit 
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auf Andere, und führt in seinen Consequenzen zum System der 
Werkhäuser und Nalionalwerkstätten. Die Beschäftigung Arbeits- 
loser bei öffentlichen Arbeiten ist nach Umständen sehr zweck- 
mässig und rathsam, aber sie ist kein Recht der Armen selbst. 

6) Die subsidiäre Unterstützungspflicht der Armen allgemein 
auf die Staatsgesellschaft im Ganzen und auf die Staats- 
kasse zu wälzen, ist verwerflich, weil diese Form der Unterr 
Stützung die Localbehörden verleitet, je für ihre Armen den 
möglichst grossen Antheil an den öffentlichen Spenden zu er- 
langen; weil sie den Antrieb, der Verarmung vorzubeugen, bei 
ihnen schwächt; die Privatwohllhätigkeit hemmt, daher die Unter- 
stützungsansprüche ins Grenzenlose steigert. 

Der relativ beste Repartilionsmodus der Armenlasten ist die 
regelmässige allhergebrachte Verpflichtung jeder Gemeinde, 
für ihre Angehörigen subsidiär ins Mittel zu treten, weil er 
das Interesse der Gemeinde selbst, der Armulh ihrer Angehöri- 
gen vorzubeugen, steigert und die Privatwohlthätigkeit, nament- 
lich bei Vermeidung förmlicher Armensteuern, am wenigsten 
schwächt. 

7) Diese Repartition der Armenhisten ist aber allerdings 
nicht ohne alle Nachtheile. Sie ruft eine schwierige Heimath- 
gesetzgebung und Streite der Gemeinden über Heimathangehö- 
rigkeit ins Leben, erschwert die freie Circulation der Arbeits- 
kräfte und führt oft zu einer drückenden Ungleichheit der Lasten 
in einzelnen Gemeinden. 

Diese Nachtheile treten besonders stark bei grosser Bevöl- 
kerung, Anhäufung der Menschen in den Städten und bei schwan- 
kenden Erwerbsverhältnissen hervor. 

Indessen rechtfertigen sie doch in der Regel nicht, die Pflicht 
der ArmenunterstUtzung den Gemeinden ganz abzunehmen, und 
sie ausschliesslich auf grössere Bezirke oder auf den Staat 
zu wälzen. 

Auch nur die gesetzliche Feststellung eines bestimmten m ath e- 
matischen Verhältnisses für die Theilnahme grösserer 
Bezirke oder des Staats an sämmtlichen Armenlasten der 
Gemeinden würde durch Steigerung der Unterstützungsansprüche 
überwiegende Nachtheile im Gefolge haben. 
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8) Die Ungleichheit der Armenlasten in verschiedenen Ge- 
meinden und Bezirken möglichst zu mildern, liegt nichtsdesto- 
weniger in der Pflicht des gesellschaftlichen Verbands. Denn 
das Wohlsein und die Kraft des ganzen Slaatskörpers ist durch 
die Gesundheit aller seiner Glieder bedingt. 

Zunächst ist es die Aufgabe der freien Bezirksvereine und 
des Centralwohlthäligkeitsvereins, die Ueberlaslung einzelner Ge- 
meinden und Bezirke durch die ihnen zu Gebot stehenden Mittel 
möglichst zu heben. 

So weit die Bedürfnisse diese Mittel übersteigen, ist es die 
Pflicht der staatlichen Bezirks- und Provinzialverbände, und 
in letzter Instanz des Staates selbst, nach weisem Ermessen 
der Verhältnisse zu Minderung der Ungleichheit der Lasten den 
überbürdeten Gemeinden unter die Arme zu greifen, 

9) Die officielle Armenftirsorge muss sich im Allgemeinen 
hauptsächlich auf solche Fälle beschränken, wo die Gewährung 
einer Unterstützung nicht neue Ansprüche für die Zukunft weckt, 
vielmehr dem Wachsthum der Arniuth möglichst vorbeugt, auf 
Erziehung armer und verlassener Kinder, auf leiblich und geistig 
Kranke und Gebrechliche, auf Unterstützung in ausserordentlicher, 
tinvorhergesehener und unabwendbarer Noth. 

Aber die öffentliche Gewalt trete auch hier nur dann und 
in soweit ins Mittel, als die Hülfe der Privaten und der freien 
Vereine nicht ausreicht; wo die Errichtung grösserer über ganze 
Bezirke und den Staat sich erstreckender Anstalten die Wirksam- 
keit zersplitterter Mittel überlrifftf oder durch Vereinigung grösse- 
rer Mittel und Kräfte bedingt ist, oder wo die öffentliche Anstalt 
als Muster und Vorbild zur Nachahmung dient. Uebrigens meide 
man, wo nicht ein entschiedenes Bedürfniss vorliegt, möglichst 
die Centcalisirung , jedenfalls die Errichtung von Armenpa- 
lästen. 

10} Bei der subsidiären Verpflichtung der staatlichen 
Verbände, der Gemeinden, der Bezirke, des Staats im Ganzen 
eur Armenunterstützung ist es Recht und Pflicht der gesetzge- 
benden Gewalt, den Gang der Armenpflege im Ganzen zu über- 
wachen, die Verwaltung der Stiftungen zu ordnen und zu con- 
troliren, und durch eine Armenordnung, welche die leitenden 
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Grundsätze der Armenpflege fcsistellt, sie im Ganzen zu re- 
geln und im organischen Zusammenhang zu erhalten. Zu diesem 
Ende bedarf es zugleich einer genauen Arm en -Statistik 
und einer persönlichen Einsichtnahme der obersten Armenbe- 
hörden von den Armenzuständen und den Verhältnissen der 
Armenpflege; eines steten lebendigen Wechselverkehrs von 
Haupt und Gliedern im Heere, das zum Kampfe gegen den 
Pauperismus ins Feld gestellt ist. 



